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Jährliche Aufgaben des RH ge maß 
Parteiengesetz 

Sonderaufgaben des RH nach dem 
Parteiengesetz 2012 

Die Valorisierungsregel ist ab dem Jahr 201 5 anzuwenden. Eine Valo­
risierung der Beträge rur Sponsoring (Betrag 1 2.000 EUR. § 7 Abs. 1 

PanG) und rur Inserate (Betrag 3.500 EUR. § 7 Abs. 2 PanG). ab deren 
Überschreiten ein namentlicher Ausweis der Sponsoren bzw. Inseren­
ten zu erfolgen hat . ist gesetzlich nicht vorgesehen. 

Ausgangspunkt mr die Valorisierung im Jahr 2015 war die Verände­
rung de Verbraucherpreisindex (VPI) 2010 des Jahres 2014 gegen­
über dem Jahr 201 3. Die Anpassung von Beträgen hat erst zu erfol­
gen, wenn sich der VPI 2 010 um mehr als 51\1) erhöht. In  diesem Fall 
hat der RH die durch Valorisierung geändenen Beträge und den Zeit­
punkt. zu dem deren Änderung wirksam wird. im Bundesgesetzblatt 11 
kundzumachen. 

Laut Bekanntgabe der Statistik Austria vom 24. Februar 201 5  ergab 
sich eine Erhöhung des Wertes des VPI 2010 mr das Jahr 2014 gegen­
über dem Jahr 201 3  um 1 .7 1\1). Die gesetzliche Schwelle von 51\1) war 
damit nicht überschritten. Somit blieben die im PanG und ParlFörG 
genannten Beträge vorerst unveränden. 

28.2 Der RH weist darauf hin, dass die Beträge für Sponsoring gemäß § 7 
Abs. 1 PartG ( 1 2.000 EUR) und für I nserate gemäß § 7 Abs. 2 PanG 
(3.500 EUR) nicht der Valorisierung unterliegen. 

Anlassbezogene Tätigkeiten 

Spenden an Parteien, 
die die Höhe 

von 50. 000 EUR 
übersteigen 

Bund 2015/ 10 

29.1 ( 1 )  Parteien müssen Spenden, die im Einzelfall die Höhe von 50.000 EUR 
übersteigen. unverzüglich an den RH melden. Der RH mu s diese 
daraufhin unverzüglich unter Angabe des Namens und der Anschrift 
des Spenders auf der Web ite de RH veröffentlichen. 

(2) Der RH erhielt seit Inkrafttreten der Regelung 45 Meldungen von 
Paneien. die Einzelspenden über 50.000 EUR erhalten hallen. und ver­
öffentlichte diese unverzüglich nach Einlangen auf seiner Website.2s 
Dabei fIelen im Jahr 201 2  vier Spenden. im Jahr 201 3 14 Spenden. im 
Jahr 2014 2 1  Spenden und im Jahr 201 5  bis Ende Juni sechs Spen­
den über 50.000 EUR an. Diese Spenden stammten von sieben indivi­
duellen Spendern und ergingen an 14 Spendenempfanger. Die Summe 
dieser Spenden betrug rd. 28,66 Mio. EUR. die Beträge variienen pro 
Spende zwischen 50.000 EUR und 5 Mio. EUR (siehe Anhang 3). 

1 0;  www.rtChnungshor.gv.atJsonderaurgabton/pan(.ltng�tzJpanrls�ndtn.hTml(zulNZI 

abgrrufc-n 3m 11. JUni 2015) 
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(J) In zwei Ländern (Tirol. Wien) hallen LandesgeselZgeber von der 
Mögl ichkeit Gebrauch gemacht. strengere Regelungen zu erlassen. 
wodurch eine unverzügliche Meldung bereits bei Spenden beträgen 
von 1 5.000 EUR bzw. JO.OOO EUR notwendig war. Der RH erhielt im 
genannten Zei traum keine diesbezügl iche Spendenmeldung von Par­
teien. 

(4) Die Meldungen von Spenden über 50.000 EUR bezog der RH in die 
Prüfung der Rechenschaftsberichte ein ;  diese wurden korrekt in den 
jeweiligen Berichten ausgewiesen (siehe dazu TZ 2 1 ). 

(5 )  Der RH hat jedoch keine Möglichkeit. die ihm übermi lleIten Spen­
denmeldungen auf die Richtigkeit der Angaben zu überprüfen. Er kann 
die Daten lediglich in der erha l tenen Form veröffentlichen. Mangels 
Vorgabe im PartG enthielten die Spenden meldungen auch nicht zwin­
gend das exakte Spendendatum. anhand dessen die Unverzüglichkeit 
der Meldung feststell bar gewesen wäre. Der RH vermerkte daher bei 
der Veröffentlichung der Spenden auf der Website das Eingangsda­
tum der Spenden meldung. 

(6) Durch mehrere Spenden in Teilbeträgen jeweils bis zu 50.000 EUR 
bzw. unter den landesgesetzlich festgelegten Beträgen konnte die 
unverzügliche Meldepflicht nach § 6 Abs. 5 PartG und die damit ver­
bundene Veröffentlichung auf der Website des RH vermieden wer­
den. So spendete bspw. die ILAG Vermögensverwaltungs GmbH im 
Jahr 201 J insgesamt 1 50.000 EUR an die ÖVP bzw. deren Organisati­
onseinheiten. wobei laut Stellungnahme der Partei keine Spende den 
Betrag von JO.ooo EUR im Einzelfall überschri tten habe. 

29.2 Der RII betont. dass er laut PartG die an ihn gerichteten Meldungen 
von Spenden über 50.000 EUR nur zu veröffentlichen hat .  ohne sie 
inhaltlich kontrollieren zu können. 

Weiters weist der RH darauf hin. dass das Pa rtG nicht vorsieht. weI­
che Angaben eine Spendenmeldung an den RH verpnichtend zu ent­
hal ten hat .  

Der RH sieht Handlungsbedarf i n  Hinblick auf eine ausdrück.liche 
Verpflichtung. dass die Parteien das Eingangsdatum der Spende über 
50.000 EUR bzw. über der jeweiligen landesgesetzlichen Grenze an 
den RH zu melden haben; dies sollte im PartG bzw. durch Richtlinien 
des BKA geregelt werden. 

Bund 2015/10 
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Der RH weist weiters kritisch darauf hin, dass die unverzügliche Mel­
depflicht nach § 6 Abs. 5 Part G für G roßspenden dadurch umgangen 
werden kann, dass die Spenden in Einzelbeträgen jeweils unter der 
gesetzlichen Meldegrenze geleistet werden. 

Unzulässige Spenden 

�n politische und 

wahlwerbende 

Parteien 

30.111) § 6 Abs. 6 PartG regelt, dass polit ische und wahlwerbende Parteien 
gewis e Spenden nicht annehmen dürfen: 

_ __ _ _ _ _ _ '"--- .l, _ _ _ _ � _  

• parlamentarischen Klubs und Landtagsklubs, 
• Parteiakademien und von Ländern geförderten Bildungseinrichtungen der Parteien, 
• öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 
• bestimmten gemeinnützigen Einrichtung .. n nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) (z.B. 

Universitäten, die Nationalbibliothek u.A.) und Einrichtungen, die der Förderung des Breitensports 
dienen, 

• Unternehmen und Einrichtungen, an denen die öffentliche Hand mit mindestens 25 '10 beteiligt ist. 
• ausländischen natürlichen oder jUri.,tischen Personen im Fall von Spenden über 2.500 EUR, 
• natürlichen oder juristischen Personen im Fall von Barspenden über 2.500 EUR, 
• anonymen Spendern im Fall von Spenden über 1.000 EUR, 
• natürlichen oder juristischen Personen, die erkennbar eine Spende eines nicht genannten Dritten 

weiterleiten wollen, im Fall von Spenden über 1.000 EUR, 
• natürlichen oder juristischen Personen, die die Spende erkennbar in Erwartung oder als Gegen­

leistung eines bestimmten wirtschaftlichen oder rechtlichen Vorteils gewähren wollen, 
• Dritten, die Spenden gegen ein von der Partei zu zahlendes Entgelt für diese Partei einwerben 

wollen. 

(2) Eine unzulässige Spende muss die Partei unverzüglich, spätestens 
mit Einreichung des Rechenschaftsberichts für das betreffende Jahr, 
an den RH weiterleiten. Der RH hat diese Beträge auf einem geson­
derten Konto zu verwahren und sie überdies in seinem Tätigkeitsbe­
richt anzuführen. Das PartG legt jedoch nicht fest, welche Angaben 
eine Partei im Zuge der Weiterleitung einer unzulässigen Spende an 
den RH übenmitteln muss. 

Bund 2015/1 0  

Zu Beginn des darauffolgenden Kalenderjahres muss der R H  die einge­
gangenen Beträge an Einrichtungen weiterleiten, die mildtätigen oder 
wissenscha ft Jichen Zwecken dienen (§ 6 Abs. 6 bis 8 Part G ). Mangels 
explizit festgelegter Vorgangsweise im PartG hat der RH vorgesehen. 
dass er die eingegangenen Beträge anhand eines t ransparenten Sche­
mas - abhängig vom Gesamtbetrag - stückelt. Jene Einrichtungen, 
an die die Teilbeträge weitergeleitet werden, werden durch losverfah­
ren best immt und können nach Erhalt eines weitergeleiteten Spen-
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denbetrags erst wieder nach einer bestimmten Zeit bei der Auslosung 
berücksichtigt werden. 

(3) Der RH richtete rur die Weiterleitung unzulässiger Spenden von 
Paneien ein gesondenes Kon to ein und veröffentlichte aufseiner Web­
site, wie die penden weiterzuleiten waren:26 Vor Weiterleitung einer 
Spende muss die Panei mit dem RH per E-Mail Kontakt aufnehmen, 
sie erhält in der Folge die Kontonummer des gesondenen Kontos und 
eine Referenznummer und hat die Spende unter Angabe der Referenz­
nummer an diese Konto zu überweisen. 

(4) ln den Jahren 20 1 3  und 201 4 lei tete keine Panei unzuläs ige Spen­
den an den RH wei ter. Im Zuge der Prüfung der Rechenschaftsberichte 
s tellte der RH jedoch fest, dass die ÖVP im Jahr 20 1 3  eine unzuläs­
sige Spende angenommen hane. Die Panei hane die e allerdings nicht 
unverzüglich bzw. spätestens bis zur Übermiulung des Rechenschafts­
berichts rur das Jahr 20 1 3  an den RH weitergeleitet. Erst im Zuge des 
Stellungnahmeverfahrens leitete die ÖVP im Februar 20 1 5  die unzu­
lä sige Spende an den RH weiter. 

Folgenden Eingang einer weitergeleiteten unzulässigen Spende ver­
zeichnete der RH:  

Tabelle 13: An den RH weitergeleitete unzulässige Spenden gern. § 5 Abs. 6 bis 7 PartG 

Rechenschaftsjahr 

2013 

Eingangsdatum beim RH 

18. Februar 2015 

weiterleitende Partei 

ÖVP 

EIngangsbetrag (EUR) 

5.000 

OueUe: Metdung OVP; DorsteUung RH (Stand :  24. JUni 2015) 

100 

(5) Der RH erstallete eine Mineilung an den UPTS über diesen Sach­
verhalt. Zu Beginn de Kalendeljahres 201 6  wird der RH die e und 
etwaige weitere bis dahin eingegangene unzulässige Spenden an mild­
tätige oder wissenschaftliche Einrichtungen entsprechend der gesetz­
lichen Vorgaben weiterleiten. 

(6) Auch bei der Prüfung anderer Rechenschaftsberichte fand der RH 
konkrete Anhalt punkte rur unzulässige Spenden und ersuchte die 
betroffenen Paneien um Stellungnahme. Ergänzende Angaben der Par­
teien im Zuge des Stellungnahmeverfahren konnten die Anhaltspunkte 
des RH zum Teil au räumen: in jenen Fällen, in denen die Anhalts­
punkte bestehen blieben, machte der RH dem UPTS eine Mitteilung. 
Es handelte sich dabei um konkrete Anhaltspunkte hinsichtlich unzu-

16 www.rtthnungshof.gv.al/sondt"faufgalX.n/partrlrngextz/faq-partrirngrS(.tz/sJXn 

drn/4S.html (ZU\t"tZI abgtruftn Olm 11. Juni 201S) 
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Empfehlungen der 

OSZE 

Bund 2015/ 1 0  

lässiger penden von parlamentarischen oder Landtagsklubs des BZÖ. 
der FPÖ und der SPÖ. 

30.2 (I) In Bezug aur unzulässige penden gemäß PanG weist der RH 
daraur hin.  dass er nur anhand der im Rechen chartsbericht enthal­
tenen Daten überprüren kann. ob eine unzulässige Spende vorlieg!. Ob 
die im Rechenschaftsbericht ausgewiesenen Angaben. aur denen die 
Kontrolle basien. vollständig und korrekt sind. kann der RH jedoch 
mangels Ein chau- und Prürungsrechten im Bereich der politischen 
Paneien nicht reststeIlen. 

(2 )  Weiters stellt der RH kritisch rest. dass das Gesetz nicht anflihn, 
welche Angaben zu den unzulässigen Spenden eine Panei im Zuge 
der Weiterleitung an den R H  bereitstellen muss. 

Der RH sieht Handlung bedarr hinsicht lich der Verpflichrung der Par­
teien. bei der Weiterleitung einer unzulässigen Spende das Spenden­
eingangsdatum sowie die An der Unzulä igkeit (Verweis aur die rele­
vante Bestimmung des Gesetzes) an den RH LU übermilleln ;  dies sollte 
im PanG bzw. durch Richtlinien des BKA vorgesehen werden. 

31.1 Da OSZE-Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte 
(ODIHR) entsandte zu den im September 201 ) abgehaltenen National­
ratswahlen ein Expenenteam zur Wahlbeobachtung. Im dazu verör­
rentlichten Abschlussberichtl1 äußene sich die OSZE auch zum Thema 
der Paneienrmanzierung owie zu den Rechenschaftspflichten der Par­
teien. Die OSZE sprach darin rolgende Emprehlungen hinsichtlich der 
Wahlwerbung ausgaben. Spenden und Kompetenzen des RH und des 
UPTS aus: 

I. Es sollte erwogen werden. das Gesetz über die Finanzierung poli­
tischer Paneien zu ändern. um darin eine zeitigere Offenlegung der 
Einkünfte und Ausgaben während des Wahlkampres zu rordern. Insbe­
sondere könnte überlegt werden. einen Zwischenbericht vor der Wahl 
einzuflihren. um die Wählerinnen und Wähler über die Finanzierung 
der Wahlkampagnen zu inrormieren. so dass sie die e Inrormation bei 
der Entscheidung über ihre Stimmabgabe berücksichtigen können. 

2. Spenden von Drinen sollten so geregelt werden. da ie mit den 
verfassungsmäßigen Garantien für Meinungs- und Vereinigungsrrei­
heil im Einklang stehen. Es sollte erwogen werden. irgendeine An von 
Offenlegung flir WahlkampffInanzierung durch Drille einzurordern. 
11 Onrmlxr 2011, hnp:/lwww.OSC't.orgJdr/odihr/tlC"C'tlonsl1 I0194?download-lrur (zul('[21 

abgtruftn am 11. JUni 20lS1 
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J. Die Aufnahme von Krediten und Darlehen zur Finanzierung von 
Wahlkampfaktivitäten sollte reguliert und offengelegt werden. 

4. Weiters sollte eine Änderung des PartG in Erwägung gezogen wer­
den, um eine vollständige Liste von Unregelmäßigkeiten (iLm. dem 
Rechenschaftsbericht) im Gesetz zu verankern und außerdem sicher­
zustellen, dass die darauf anwendbaren Sanktionen verhältnismäßig, 
effektiv und abschreckend sind. Der RH und der UPTS sollten die Kom­
petenz erhalten, zusätzliche Dokumente und Zeugnisse von politischen 
Parteien anzufordern, um eine vollständige Klärung aller möglichen 
Verstöße sicherzustellen. 

31.2 Der RH verweist hierzu auf seine Ausführungen in TZ 2 zu den Kom­
petenzen des RH.  

Bund 2015/10 
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Bund 2015/10 

Sonderaufgaben des RH nach dem 
Parteiengesetz 2012 

32 Der RH stellte in Bezug auf da Parteienge etz 201 2  (PartG) fol­
genden Handlungsbedarf fest :  

(I) Sollten im PartG weiterhin PRichten für den RH im Zusam­
menhang mit  der Kontrolle der Rechenschaftsberichte der Parteien 
vorgesehen sein ,  sollten dem RH auch originäre Einschau- und 
Prüfung rechte eingeräumt werden. Dafür m üssten auch die erfor­
derlichen Ressourcen zur Wahrnehmung dieser Aufgabe bereitge­
stellt werden. (TZ 1 2) 

(2) Das Verfahren der Prüfung der Rechensch aftsberichte der Par­
teien w äre effizient und ressourcenschonend zu gestalten. Derzeit 
verursacht d as Verfahren zur form alen Prüfung der Rechensch afts­
berichte gemäß § 10  PartG - trotz vorheriger Prüfung und Be tä­
tigung durch zwei vom RH bestellte Wirtschaftsprüfer - aufgrund 
zahlreicher konkreter Anhaltspunkte für unrichtige oder unvollstän ­
dige Angaben einen hohen Verwaltungsaufwand. (TZ 1 1 )  

(3 )  Die Qualität der Rechenschaftsberichte sowie die dem RH vorge­
lagerte Kontrolle der Rechenschaftsberichte durch die Wirtschafts­
prüfer wären zu verbessern. (TZ 24) 

(4) Der Zeitraum der Rechenschaftspflicht für w ahl werbende Par­
teien gemäß PartG wäre klarzustellen. (TZ 5) 

(5)  Hinsichtlich der allfälligen Beauftragung des dritten Wirtschafts­
prüfers wäre eine gesetzliche K larsteIlung zu treffen, ob diese mi t  
privatrechtlichem Vertrag oder mit  Bescheid zu erfolgen h at. (TZ 5,  
1 1  ) 

(6) Die Kostentragung für den allenfalls vom RH zu beauftragenden 
dritten Wirtschaftsprü fer w äre zu regeln; der RH wäre ohne ent­
prechende zu ätzliche Budgetierung jedenfalls nicht zur Tragung 

der Kosten aus seinem Budget zu verpRichten. (TZ 4. 5, 1 1 )  

(1) Die vorgesehenen Sanktionen für Verstöße gegen d as PartG 
wären i n  Hinblick auf ihre Systematik zu überarbeiten und auszu­
weiten. (TZ 27) 
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(8) Bei Nicht-Übermittlung eines Rechenschaftsberichts sollte jeden­
falls eine Sanktion vorgesehen werden. und zwar zumindest für 
jen e  Parteien. d ie  im Rechenschaftszeitraum öffentliche Fördermit­
tel erhi elten. Als Sanktionsmöglichkeit w äre insbesondere das Ein­
frieren bzw. d as Erlöschen des Anspruchs ebend ieser öffentlichen 
Mittel zu regeln .  (TZ 27) 

(9) Um eine Vergleichbarkeit der R echenschaftsberichte zu gewähr­
leisten. w ären detai l l ierte Regelungen zum Aufbau des R echen­
schaftsberichts in Richt l inen des BKA zweckmäßig. (TZ 1 3 ) 

( 10) Die Darstellung der Einnahmen und Ausgaben der L andes- . 
B ezirks- und Gemeindeorgani sationen im Rechenschaft bericht wäre 
im PartG bzw. durch RichLiin ien des BKA d ah ingehend klarzustel­
l en ,  dass in Teil 2 des Rechenschaftsberichts jewei l s  Aufstellungen 
der einzel n en L andesorgani sationen und je Land anschließend d ie  
G esamtsummen d er Einnahmen und Ausgaben der B ezirksorga­
nisationen und der G em eindeorganisationen ausgewiesen werden 
sollten. (TZ 5. 1 4) 

( 1 1 )  Die Zuordnung konkreter Zahlungen der Parteien zu den Ein­
nahmen- und Ausgabenpositionen im Rechenschaftsbericht gemäß 
§ 4 Abs. 4 und 5 PartG w äre etwa durch Richtl inien durch das BKA 
präziser zu regeln. (TZ 1 4) 

( 1 2) Die im PartG i m  B ereich der Ein n ahmen und Ausgaben (§ 5 
Abs. 4 und 5 PartG) verwendeten B egriffe d es Rechnungswesen s 
(bspw. Ausgaben/Aufwand) wären zu v ereinheitlichen.  (TZ 1 4) 

( 1 3) Zur Erhöhung der Aussagekraft sol l te d ie  Einnah m enposition 
nEin nahmen aus Spon oring und I n seraten" in d ie  Positionen nEin­
n ahmen aus Sponsoring" und nEinnahmen aus I nseraten" geteilt 
werden. (TZ 1 4) 

( 1 4) Die Zweck widmung der Parteienfcirderung gemäß § 1 Abs. 1 
Parteien-Förderungsgesetz (PartFörG) ( n  Tätigkeit in der Mitwirkung 
an der politischen Willensbildung") wäre gesetzlich zu präz isi eren. 
(TZ 1 5) 

Bund 201 5/10 
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Sonderaufgaben des RH nach dem 
Parteiengeseu 2012 

( 1 5) Eine inhaltliche Präzisierung, i n  welcher Form der Nachweis 
über die Verwendung der Fördermiltel im Rechenscha ft  bericht zu 
erfolgen hat, sollte - etwa durch Rich t linien des BKA - vorgenom­
men werden. (TZ 1 5) 

( 1 6) Die Höchstgrenzen der Wahlwerbung au gaben, die derzeil glei­
chermaßen für Wahlen zum Nationalrat, zu Landtagen, zu Gemein­
deräten und zum Europäischen Parlament gilt, sollte je nach Wahl­
ebene d ifferenziert werden. (TZ 1 6) 

( 1 1) Eine inhail liche KlarsteIlung o llte im PartG bzw. durch Richt­
linien des BKA vorgenommen werden, in welcher Form der Nach­
weis  über die Einhaltung der Beschränkung der Wahlwerbungsaus­
gaben im Rechenschaftsbericht zu erfolgen hat; insbesondere wäre 
k larzustellen, ob die Nennung der jeweiligen Summe der Wahlwer­
bungsausgaben pro Wah l  bzw. die Aufschlüsselung der Wahlwer­
bungsausgaben nach § 4 Abs. 2 PartG im Rechenschaftsbericht not­
wendig i st. (TZ 5. 1 6) 

( 1 8) Die Kategorien der Wahlwerbungsausgaben nach § 4 Abs. 2 

Pa rtG wären i n  Hinblick auf eine einheitliche Zuordnung einzel­
ner Wahlwerbungsausgaben - etwa durch Richtlinien des BKA -
zu präzisieren. (TZ 1 6) 

( 1 9) Der Umfang der Rechenschaftspflicht für Gliederungen von Par­
teien mit eigener Rechtspersönlichkeil wäre im Sinne der Transpa­
renz und Vergleichbarkeit k.larzustellcn. (TZ 1 8) 

(20) Fü r inhalt lich der Partei zuzuordnende O rgan isationen w äre 
hinsichllieh der Rechenschaftsp flicht eine K lärung vorzunehmen. 
(TZ 1 9) 

(21) Jeder Rechenschaftsbericht sollte verpflichtend eine Liste der 
nahestehenden Organisationen der Partei enthalten. (TZ 1 9 )  

(22) Beteiligungsunternehmen der Parteien sollten i m  Rechen­
schaftsbericht unter Angabe des korrekten Namens des Unterneh­
mens, der Anschrift, des Beteiligungsverhältni sses (direkt/indirekt. 
Prozentsatz) sowie - bei in ländi schen Unternehmen - der jewei­
ligen Firmenbuchnummer präzise benannt werden ;  dies sollte i m  
PartG bzw. durch Richtlinien des BKA festgelegt werden. (TZ 20) 
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(23) Mehrere der im Gesetz im Zusammenhang mit der Befragung 

der kontrollunterworfenen Rechtsträger über Rechtsgeschäfte mit 

Beteiligungsunternehmen der Parteien verwendeten Begriffe - wie 

.Rechtsgeschäft" und .Gesamtbetrag" - wären inhaltlich zu prä­

zisieren. (TZ 26) 

(24) Handlungsbedarf besteht hinsichtlich der Mirteilungspnicht der 

kontrollunterworfenen Rechtsträger über Rechtsgeschäfte. welche 

mit politischen Parteien selbst abgeschlossen werden. [TZ 5) 

(25) Die Spendenliste im Rechenschaftsbericht oll te die Gesamt­

summe der Spenden. die direkt an die Partei (inklusive ihrer Glie­

derungen mit und ohne eigene Rechtspersönlichkeit auf allen terri­

torialen Ebenen) ergangen ist. getrennt von jeDen Spenden. die an 

nahestehende Organisationen ergangen sind. ersichtlich machen. 

(TZ 21) 

(26) Die Struktur der Spendenliste wäre in Fonn einer gesetzlichen 

KlarsteIlung bzw. verbindlicher Richtlinien des BKA leichter ver­

ständlich darzustellen. (TZ 2 I )  

(27) In der Sponsoringliste sollte auch die Gesamtsumme der Ein­

nahmen aus Sponsorings ausgewiesen werden. (TZ 22) 

(28) Weiters wäre eiDe Gliederung der Sponsoringeinnahmen in 

der Sponsoringliste nacb Empfängern - analog zur Spenden liste -

vorzu ehen. (TZ 22) 

(29) Im Sinne einer Gleichbehandlung der Einnahmen einer Partei 

aus Spenden. Sponsoring und Inseraten wäre eine Regelung bezüg­

licb der Unzulässigkeit bestimmter Sponsorings im PartG vorzuse­

hen. (TZ 22) 

(30) In der Inseratenliste sollte auch die Gesamtsumme der Einnah­

men aus Inseraten ausgewiesen werden. (TZ 23) 

(31) Die Defmition des Begriffs .Inserat" i . .  d. PartG ollte dahinge­

hend ausgedehnt werden. dass auch jene Inserate von der Rechen­

schaftspfticht umfasst werden. die in den Medien nahestehender 

Organisationen und Gliederungen der Partei veröffentlicht wer­

den. (TZ 23) 
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(32) Die Inseratenliste sollte zusätzlich zu Name und Anschrift des 

Inserenten bei Inseraten über 3.S00 EUR (§ 7 Abs. 2 PartG) auch den 

Empfanger des Inserats bzw. das Medium, in dem das Inserat ver­

öffentlicht wurde, sowie eine Gliederung nach Empfängern - ana­

log zur Spendenliste - enthalten. (Tl 23) 

(D) Im Sinne einer Gleichbehandlung der Einnahmen einer Par­

tei au Spenden, Sponsoring und Inseraten wäre eine Regelung 

bezüglich der Unzulässigkeit bestimmter Inserate im PartG vorzu­

sehen. (Tl 23) 

(34) Der Zugang der Öffentlichkeit zu den Inhalten und die Transpa­

renz der - derzeit nur in Papierform oder als PDF übermittelten -

Rechenschaftsberichte der Parteien sollte verbe ser! sowie eine elek­

tronische Auswertung der Daten ermöglicht werden. (TZ 7, 2S) 

(3S) Die Parteien sollten durch eine gesetzliche KlarsteIlung bzw. 

durch eine Richtlinine des BKA verpflichtet werden, bei der Mel­

dung einer Spende über SO.OOO EUR bzw. über der jeweiligen lan­

desgesetzlichen Grenze an den RH das jeweilige Eingangsdatum der 

Spende zu melden. (TZ 29) 

(36) Die Parteien wären durch eine gesetzliche KlarsteIlung bzw. 

durch eine Richllinie des BKA zu verpflichten, bei der Weiterlei­

tung einer unzuläs igen Spende das Spenden eingangsdatum sowie 

die Art der Unzulässigkeit (Verweis auf die relevante Bestimmung 

des Gesetzes) an den RH zu übermitteln. (TZ 30) 
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ANHANG 

Anhang 1 :  Kriterien für die Bestellung der Wirtschaftsprüfer 

ANHANG 

Anhang 2: Liste der Beteiligungsuntemehmen, die die Parteien in den 

Rechenschaftsberichten 2013 übermittelten 

Anhang 3:  Spenden über 50.000 EUR, die Parteien an den RH 

meldeten 
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ANHANG 1 

ANHANG 1: Kriterien für die Bestellung der Wirtschaftsprüfer 

Kanzl.lgem.lnschlft 

Nach § 5 Ab,. 2 PartG dürfen die beiden vom RH - für fünf Jahre - zu bestellenden Wirtschaftsprüfer nicht durch 
Kanzleigemeinschaft verbunden sein. 

Wled.rbest.llung 

Oie Unzulässigkeit der unmittelbar darauffolgenden Wiederbe,tellung (§ 5 Abs. 2 PartG, analog § 271a Abs. 1 Z 4 
UG8) wird vom RH auch im Hinblick auf die - nach den Bestimmungen des mittlerweile außer Kraft getretenen 
Parteiengesetzes 1975, BGBI. Nr. 404/1975 i.d.F. BGBI. I Nr. 56/2012 - in der Vorperiode vom SMF bestellten 
Wirtschaftsprüfer bereits bei der erstmaligen Bestellung berücksichtigt. 

8.fangonholt 

Es dürfen keine Gründe. insbesondere Beziehungen geschäftlicher, finanzieller oder persönlicher Art. vorliegen, 

R 
-

H 

nach denen die Besorgnis der Sefangenheit der Prüfer besteht (§ 9 Abs. 1 PartG, analog § 271 Abs. 1 UGB). Eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft gilt als befangen, wenn der den Bestätigungsvermerk unterzeichnende Wirtschafts­
prüfer oder eine für ihn tätige Person, die eine maßgeblich leitende Funktion bei der Prüfung ausilbt, nach § 271 
Abs. 1 UGS befangen ist (analog § 271 Abs. 4 UGS). Berufsberechtigte sind darüber hinaus verpflichtet, Prüfungs­
aufträge abzulehnen, wenn ein zureichender Grund vorliegt. ihre Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen (§ 88 Abs. 2 
Z 4 WTBG, § 19 Z 2 JN). Nach Punkt 80 des Österreichischen Corporate Governance Kodex sind aUe Umstände 
schriftlich darzulegen. die die Besorgnis einer Befangenheit begründen könnten sowie jene Schutzmaßnahmen, die 
getroffen worden sind, um eine unabhängige Prüfung sicherzusteUen. 

MItwirkung an lOchern oder Rech.nKh.ftsbericht 

Wirtschaftsprüfer ,i nd ausgeschlossen, wenn sie bei der Führung der Bücher oder der Aufstellung des zu prüfenden 
Rechenschaftsberichts liber die Prlifungstätigkeit hinaus mitgewirkt haben (§ 9 Abs. 2 Z 2 PartG, analog § 271 
Abs. 2 Z 4 lit. a UG8, § 88 Abs. 2 Z 5 WT8G). Nach § 20 Abs. 1 Z 1 JN (§ 88 Abs. 2 Z 3 WTBG) liegt ein Ausschluss· 
grund vor in Sachen. in welchen sie selbst Partei sind, oder in Ansehung deren sie zu einer der Parteien im Verhältnis 
eines Mitberechtigten. Mitverpfiichteten oder Regresspflichtigen stehen. 

AUIObung eln," Amtel oder .Iner Funktion 

Ein Wirtschaftsprüfer ist ausgeschlossen. wenn er ein Amt oder eine Funktion in der Partei oder für die Partei ausübt 
oder in den letzten drei Jahren ausgeübt hat (§ 9 Abs. 1 Z 1 PartG). 

Ilndung durch Wellungen fachlicher Art 

Serufsberechtigte sind verpflichtet, die Übernahme eines Auftrags abzulehnen, der sie bei Ausübung ihrer Tätigkeit 
an Weisungen fachlicher Art des Auftraggebers binden würde (§ 88 Abs. 1 WTBG). 

Tltigktlt all geHulicher V.rtr.ter, MItglied d.1 Aufllchtsratl oder 6eHIlschafttr. Arbeltn.h ..... ln.1 
aultl.schloIHn.n Wlrtsch.ftsprtlf.rl/Wlrtsch.ftsprtlfunglunt.m.hm.nl 

AusschlussgrUnde bestehen für einen Wirtschaftsprüfer, wenn er gesetzlicher Vertreter, Mitglied des Auhichtsrats 
ode, GeseUschafter einer juristischen Person oder einer Personengesellschafti Arbeitnehmer einer natürlichen 
oder juristi5chen Pemm oder einer Pers;onengesellschaft ist. sofern die natürliche oder juristische Person. die 
PersonengesetLschij3,ft oder einer illrer Gesellschafter aus den ;n den Gesetzen näher bezeichneten Gründen nicht 
Prüfer sein darf (§ 9 Ab •. 2 Z 3 PartG, analog § 211 Abs. 2 Z 2 und Z 5 UGB). 

I.telllgung 

Ebenso ausgeschlossen ist ein Wirtschaftsprüfer. wenn er Anteile an einem Unternehmen besitzt, das mit der zu 
prüfenden Partei verbunden ist oder an diesem mindestens 20 '" der Anteile besitzt, oder auf Erwerb, Verwaltung 
und Veräußerung derartiger Anteile maßgeblichen Einfluss hat (analog § 271 Abs. 2 Z 1 UGB). 

Ptr06nllche bzw. wirtlch.ftllch. Abhlnglgktlt 

Serufsberechtigte sind verpflichtet, Prüfungsaufträge abzulehnen. wenn sie von dem zu Prüfenden oder dem 
Auftraggeber oder, falls der Auftraggeber ein Dritter ist. auch von diesem persönlich und wirtschaftlich nicht 
unabhängig sind (§ 88 Abs. 2 Z 1 WTSG). 
Ein Wirtschaftsprüfer ist ausgeschlossen. wenn er in den letzten fünf Jahren jeweils einen bestimmten A.nteil 
Gesamteinnahmen aus seiner beruftichen Tätigkeit aus der Prüfung und Beratung der zu prüfenden Partei oder von 
mit dieser verbundenen Unternehmen oder von Unternehmen, an denen die zu prüfende Partei mindestens 20 % der 
Anteile besitz!. bezogen hat, wenn dies auch im laufenden Geschäftsjahr zu erwarten ist (analog § 271 Abs. 2 Z 7 
UGB, § 271a Abs. 1 Z 1 UGB). 

110 Bund 2015/10 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)14 von 76

www.parlament.gv.at



R 
H 

ANHANG 1 

Fortsetzung: Kriterien für die Bestellung der Wirtschaftsprüfer 

MtttelN"" oder .n .. lthlba,.,. Etnfl.g luf die filhrung von GHChlfhn 

Berufsberechtigte sind verpflichtet, Prüfungsa1Jfträge abzulehnen. wenn einer der Beteiligten mittelbaren oder 
unmittelbaren EinHuss auf die Führung der Geschäfte des anderen hat (§ 88 Abs. 2 Z 2 WTBG). 

Obern.h .... on M .... "'.nuufpben 

Ein Wirt5chaftsprüfer ist ausgeschlossen, wenn er bei der zu prilfenden Parte; oder für die zu prüfende Partei in dem 
zu prüfenden Geschäftsjahr oder bis lur Erteilung des Bestätigungsvermerks Man.gement.ufg.ben bzw. bestimmte 
weit.,e Aufgaben übernommen h.t (.nalog § 271 Abs. 2 Z 4 lit. c UGB). 

Mltwtrkung bet der tnt.m.n Revlston 

Ein weiterer Ausschlussgrund für einen Wirtscnaftsprüfer liegt vor, wenn er bei der zu prüfenden Partei oder für 
die zu prüfende Partei in dem zu prüfenden Geschäftsjahr oder bis zur Erteilung des Bestätigungsvermerks bei der 
internen Revision mitgewirkt h.t (.n.log § 271 Abs. 2 Z 4 lit. b UGB). 

E"ring.ng von Rochts- oder SteuorberltUngstetstung.n 

Ein Wirtschaftsprüfer ist ausgeschlossen, wenn er in dem zu prüfenden Geschäftsjahr über die Prüfungstätigkeit 
hinaus tür die zu prüfende Partei Rechts- oder Steuerberatungsleistungen erbracht hat, die über das Aufzeigen von 
Gestaltungsalternativen hinausgehen und die sich auf den Jahresabschluss nicht nur unwesentlich auswirken (analog 
1 271. Abs. 1 Z 2 UGB). 

Mltwtrk.ng bei Rochnungslegungstnfonn.tlon •• ysu",.n 

Weiter< ist ein WirtschaftsprOfer ausgeschlossen, wenn er in dem zu prilfenden Geschäftsjahr für die zu prüfende 
Partei bei der EntwiCklung. lnstallation und Einführung von Rechnungslegungsinformationssystemen mitgewirkt hat 
(analog 1 271 a Abs. 1 Z 3 UGB). 

E"ring.ng von .... rtung.l.tst.ng .. 

Ein Wirtschaftsprilfer ist zudem ausgeschlossen, wenn er bei der zu prüfenden Partei oder für die zu prüfende Partei 
in dem zu prilfenden Geschäftsjahr oder bis zur Erteilung des Bestätigungsvermerks Bewertungsleistungen oder 
versicherungsm.them.tische Dienstleistungen erbracht h.t. die sich .uf den zu prüfenden J.hresabschluss nicht nur 
unwesentlich .uswirken (.nalog 1 271 Abs. 2 Z 4 lit. d UGB). 

"Kh.tnlg.ng g.",IB I 15 A-QSG 

Ein Wirtschaftsprüfer bzw. eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist �usgeschlossen, wenn er bzw. sie über keine 
Bescheinigung gemäß § 15 A-QSG verfügt (.n.log § 271 Abs. 2 Z 3 und Abs. 4 UGB). 

Elntr.g.ng tn d •• 6ff.ntltch. Register g.",IB I 23 A-QSG 

Die aufrechte Eintragung in das öffentliche Register gemäß § 23 A�QSG als Nachweis über die Einbeziehung in ein 
gesetzliches Qualitätssicherungssystem muss gegeben sein (Punkt 80 des Österreichischen Corporate Governance 
Kode.). 

Vorltchor.ng 

Oie Annahme von Aufträgen durch Berufsberechtigte, die sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach im Deckungs­
umfang ihrer Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung nicht enthalten sind, ist unzulässig (§ 88 Abs. 1 WTBG). 

Vorllopn von N.h.- .nd V .... ndtKh.fts.orhlltnts .. n 

Gemäß 1 20 Abs. I Z 2 und 3 JN (I 88 Abs. 2 Z 3 WTBG) bestehen AusschließungsgrUnde bei Vorliegen bestimmter 
persönlicher Nahe-- und Verwandtschaftsverhältnisse. 

Anwendung d.r Kriteri.n luf Prilfungsver.ntwortltch. 

AusschlussgrOnde für einen Wirtschaftsprüfer liegen vor, wenn dieser bei der Prüfung eine Person beschäftigt, die 
aus den im Gesetz genannten Gründen nicht Abschlussprüfer sein darf bzw. wenn er seinen Beruf zusammen mit 
einer ausgeschlossenen Person ,ausübt oder gemeinsam mit dieser im Rahmen gemeinsamer Berufsausilbung be· 
stimmte Voraussetzungen erfüllt (.n.log § 271 Abs. 2 Z 6 UGB, § 271 Abs. 3 UGB, § 271a Abs. 2 UGB). 
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Fortsetzung: Kriterien für die Bestellung der Wirtschaftsprüfer 

"n_ndung der Kriterien luf PrOfunglluellschlften 

Eine Wirtsc:haftsprüfungsgeseLLschaft ist ausgeschlossen. wenn sie selbst. einer ihrer gesetzlichen Vertreter, ein 
Gesellschafter, ein mit ihr verbundenes Unternehmen oder eine von ihr bei der Prilfung beschäftigte Person nach § 9 
Ab •. 2 PartG nicht Pr"fer ,ein darf (§ 9 Ab,. 3 PartG). Weitergehende Ausschlussbe,timmungen finden sich im UGB 
(analog § 271 Ab •. 4 UGB und § 271a Abs. 3 UGB). 

Oarüber hinaus wendet der RH für die Auswa.hl der Wirtschaftsprüfer folgende kriterien nach qualitativen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten an: 

Honor., 

In die Bewertung einbezogen wird die Höhe des PrüfungshonOfilfS, wobei von einem fixhonorar (ohne Nachverhand­
lungsoption) auszugehen ist. Oie Honorarzusammensetlung sowie ein Stunden- und Ressourcenraster sind dem 
vorzulegenden Auswanl�orschlag der Parteien anzuschließen. 
Der Bestellung eines Wirtschaftsprüfers soll ein weUbewe,bliches Vergabeverfahren zugrunde liegen (Punkt 14.3.6 
des Public (o'po,ate Gove,nance Kode. (B-P(GK»). 

uistung 

Maßstab der Bewertung sind die Angemessenheit dN geplanten Prüfungszeit und des geplanten Personaleinsatzes 
(Verhältnis von WirtschaFtsprüfern und Prüfungsasslstenten). 

QualHlkition 

Sowohl die Qualifikation des Prüfungsverantwortlichen al, auch des weiteren Prüfung,personals (Beruf,befugnisse. 
Referenzli,ten) sowie der Umfang ihr.s geplanten Ein •• tzes werden bewertet. 
Weite .. werden Maßnahmen zur Sich erstellung der Qualifikation des Prüfung,personals bewertet. Dabei ist auch die 
Meldung betreffend die Fortbildungsverpflichtung (§ Ib A-QSG) einzubeziehen. 

Uftlbhlnglglrelt 

Maßnahmen zur SichersteUung der Unabhängigkeit de. Prüfungspersonals finden Eingang in die Bewertung 
einschließlich der Vorlage der jährlichen Bestätigung betreffend die interne Überprüfung der Einhaltung der 
Unabhängigkeitsanforderungen (I 24 Ab,. I Z 7 A-QSG). 
Die Unabhängigkeit wird auch dahingehend bewertet. dass weder jeder einzelne Prüfer noch die PrOfungsgesellschaft 
eine Spende an die zu prüfende Partei innerhalb der letzten fünf Jahre geleistet hat. 
Vorzulegen ist eine Erklärung zur Einhaltung aller Berufsgrundsätze einschließlich der fachgutacnten der Kammer der 
W i rtsch a ftstreu h ä nd er. 

lelst1lngsflhlgkelt 

Zu erbringen ist der Nachweis zur Gewährleistung der für eine gewissenhafte Berufsausübung erforderlichen 
sachlichen, personellen und ,onstigen organisatorischen Voraussetzungen (§ 7 Ab •. 2 Wirtschaftstreuhandberufs­
Ausübungsrichtlinie 2003 - WT-ARl2003). 
Angaben zur Haftung hoben darzulegen, in welcher Höhe bzw. Art eine aUfällige Haftung,beschränkung vereinbart 
ist. 
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ANHANG 2: Liste der Beteiligungsunternehmen, die die Parteien in den Rechenschafts­

berichten 2013 übermittelten 

Partei BeteilIgungsunternehmen der Parteien Land firme:nbuch-Nr. 

BZÖ Oran.ge Werbeagentur GmbH in liqu. Österreich 264337g 

Grüne Verein Grünzeux - Verein zur Förderung der GrUnen Alltagskultur Österreich 

ÖVP "agensketterl" Druckerei GmbH Österreich 256817y 

ÖVP Agrar Media Verlag,gesellschaft mbH Österreich 206664v 

ÖVP "AGRO" Werbung GmbH Österreich 08129Zy 

ÖVP Alpha Medien-Service-Gesellschaft m.b.H. Österreich 046379f 

ÖVP ALWA und DEIL Druckerei GmbH Österreich 057890h 

ÖVP Amedia GmbH Österreich 321866h 

ÖVP ÄrzteVerlag GmbH Österreich 073635m 

ÖVP AT 8 Vermögen.verwaltungs-GmbH Österreich 274258. 

ÖVP AV + Astoria Druckzentrum GmbH Österreich 032353d 

ÖVP AV Logistic Center GmbH Österreich 347198k 

ÖVP AV-Holding Beteiligungs GmbH Österreich 084238f 

ÖVP av-new. GmbH Deutschland 

ÖVP AV-Verlag Banken bedarfsartikel GmbH Nfg. KG Österreich 150225w 

ÖVP Bauernzeitung GmbH Österreich 036173. 

ÖVP BWLR Bäuerliches Wirtschaften im ländlichen Raum EWIV Österreich 332380w 

ÖVP Cadmos Publishing Limited Großbritannien 

ÖVP Cadmo. Verlag GmbH Deutschland 

ÖVP (ITY MEDIA Zeitschriften GesmbH Österreich 207941. 

ÖVP Oas Agenturhaus Werbe und Marketin9 GmbH Deutschland 

ÖVP Haberkorn �.lender GmbH Östem�ich 14107Jh 

ÖVP Hantsch & Je.ch PrePress Service. OG Österreich 185395. 

ÖVP HAV Holding GmbH Österreich 241548v 

ÖVP K 6 - Gastronomie & Event GmbH Österreich 240020. 

ÖVP �ALENDERMACHER GmbH & (0 KG Österreich 168685t 

ÖVP KlB Beteiligungs Gesellschaft mbH Ö.terreich 178135p 

ÖVP Life Radio GmbH Österreich 214203f 

ÖVP Life Radio GmbH & CO.KG. Österreich 214198y 

ÖVP Media Data IKT GmbH Österreich 393851v 

ÖVP Merian.traße Liegen.chaftsverwaltung GmbH Österreich 057874i 

ÖVP Metropol Medien-Service GmbH Österreich 107183y 

ÖVP NEU ES LAND Medien Ge.mbH Österreich 204469s 

ÖVP NÖ Gemeindefinanzierungs-Beratun9sgesellschaft GmbH Österreich 329424y 

ÖVP Oberösterreichische Media Data Vertriebs- und Verlags GmbH Österreich 080162k 

ÖVP Optimat Prä.ent GmbH Ö.terreich 090832b 
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Partei Beteiligungsuntemehmen Land Firmenbuch-Nr. 

ÖVP Öste"eichischer Ag,.",erlag D,uck und Verlags GeseUschaft Österreich 150499y 
m.b.H. Nfg. KG 

ÖVP ÖW8 Ma'keting und Betriebs GmbH Österreich 293613i 

ÖVP Pinkhou,e Oe,ign GmbH Österreich 324265k 

ÖVP Raiffeisend'uckerei Ge,ellschaft m.b.H. Österreich 128636x 

ÖVP Tiroler PressegeseUschaft m.b.H. Österreich 040611y 

ÖVP VERLAG GESUNDHEIT GESELLSCHAfT M.B.H. Österreich 068147t 

SPÖ A.B.H. Beteiligung,ge,eUschaft m.b.H. Österreich 035709p 

SPÖ A.W.H. Beteiligung,gesellschaft m.b.H. Österreich 055464s 

SPÖ AUgemeine Finanzierungs-. GeschäftsfUhrungs- und Österreich 057349m 
8eteiligungsgesellschaft m.b.H. 

SPÖ amano media GmbH Österreich 353865, 

SPÖ Aphrodite Bauträger AktiengeseU5Chaft Österreich 12281lf 

SPÖ Cafe .Gloriette· Betrieb, GmbH Österreich 140602v 

SPÖ echo event ges.m.b.h. Österreich 247019p 

SPÖ echo medienhaus ges.m.b.h. Österreich 064424t 

SPÖ echo TV ges.m.b.h. Österreich 276522a 

SPÖ echokom werbeagentur ges.m.b.h. Österreich 241661i 

SPÖ echomedia buchverlag ges.m.b.h. Österreich 343877b 

SPÖ echomedia verlag ges.m.b,h. Österreich 241658f 

SPÖ edition rat Buch & Zeitschriften Handels & Verlags GmbH Österreich 100202g 

SPÖ Fair Wohnen - Wohnmana,gement GmbH Österreich 223587f 

SPÖ FreeCard Medienservice GmbH Österreich 1919Z1m 

SPÖ Freizeit GmbH der OÖ Kinderfreunde Österreich 216107f 

SPÖ Gemeinnützige Bildungs-GmbH der Kinderfreunde Wien Österreich 403632b 

SPÖ Goldmann Druck GmbH Österreich 369782y 

SPÖ Grenzlandcamp Kinder- & Familienfreizeltzentrum Klaffer Österreich 179621Z 
Gemeinnützige Ges.m.b.H. 

SPÖ Gutenberg Druck GmbH Österreich 239778s 

SPÖ GUTEN8ERG-WERBERING Gos.Uschaft m.b.H. Österreich 077737w 

SPÖ Hausservice Objektbewirtschaftung, GmbH Österreich 210940g 

SPÖ IMAGE Ident Marketing GmbH Österreich 22866lt 

SPÖ Immodat GmbH Österreich 382139w 

SPÖ IMOVE Immobilienverwertung und -verwaltungs GmbH Österreich 275781k 

SPÖ Kidsnest - Gesellschaft zum Schutz von Kindern und Österreich 204387w 
Jugendlichen GmbH 

SPÖ kids point - Gesellschaft für die Betreuung von Kindern GmbH Österreich 200129h 

SPÖ Kinderfreunde Steierm�rk Organisations GmbH Österreich 399039y 
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Fortsetzung: Liste der Beteiligungsunternehmen, die die Parteien in den Rechenschafts­

berichten 2013 übermittelten 

Partei BetetUgungsunternehmen land flrmenbuch-Nr. 

SPÖ KOKO Kontakt- und Kommunikationszentrum für Kinder Österreich 111136k 
Gemeinnüt.zige GmbH 

SPÖ Lers Print Holding AG Österreich 236819p 

SPÖ Leykam - Alpina trgovina d.o.o. Slowenien 

SPÖ Leykam - Alpina Verlag'- und Vertriebsgesellschaft m.b.H. Nfg. Österreich 221008m 
& Co KG' 

SPÖ Leykam Alpina Verlags- und Vertrieb,ge,.m.b.H. Österreich 051824m 

SPÖ Leykam Druck GmbH Österreich 197486x 

SPÖ Leykam Druck GmbH & Co KG Ö,terreich 2781311 

SPÖ Leykam let's Print Immobilien und Service GmbH Ö,terreich 052062m 

SPÖ Leykam Medien AG Österreich 059529v 

SPÖ Leykam ti,karna d.o.o. Slowenien 

SPÖ live relation, PR und Networking GmbH Österreich 21301Sh 

SPÖ Livetunes Network GmbH Österreich 215532i 

SPÖ Media Süd-O,t Beratung,- und Beteiligungsgesellschaft m.b.H. Österreich 227220y 
Nfg. & (0 KG 

SPÖ Media-Beteiligung'9esellschaft mbH Österreich 139712i 

SPÖ Merkur UnternehmensbeteHigung. Vermägensverwaltung und Ö,terreich 112616m 
Finanzierungsvermittlung Gesellschaft m.b.H. 

SPÖ MORAVIAPRESS a.s . •  Breclav Tschechische 
Republik 

SPÖ MORAVIAPRESS Distribuce •. r.o. T.chechische 
Republik 

SPÖ Neuland gemeinnlltzige Wohnbau-Gesellschaft m.b.H. Österreich 081408v 

SPÖ NOVA Network MediengmbH Österreich 314324t 

SPÖ PRO EVENT TEAM FÜR WIEN GMBH. Österreich 056061v 

SPÖ PROGRESS Beteiligungsges.m.b.H. Österreich 033662d 

SPÖ PROJEKT BAU Immobilienprojekt und Bauträger G.m.b.H. Österreich 108709t 

SPÖ Projektbau Planung Projektmanagement Bauleitung GmbH Österreich 083767m 

SPÖ Rolting Board Oberösterreich Werbe GmbH Österreich 292464w 

SPÖ SB liegenschaftsverwertungs GmbH Ö5terrt�ich 375316k 

SPÖ seniormedia marketing ges.m.b.h. Österreich 228853z 

SPÖ Sozialbau gemeinnütlige Wohnungsaktiengesellschaft Österreich 052836a 

SPÖ Spectro gemeinnützige Gesellschaft für wissenschaftliche Österreich 33S783z 
FOrSchung GmbH 

SPÖ TROTZDEM Verlag,gesellschaft m.b.H. Österreich 107887h 

SPÖ Tusch-Druck GmbH Österreich 109808h 

SPÖ Urhanbau Gemeinnützige 8.)u-. Wohnungs- und Österreich 081431b 
Stadterneuerungsgesellschaft m.b.H. 

SPÖ Verlag Jungbrunnen GmbH Österreich 2393819 

8eteitigungsunternehmen bis 19. September 2013 
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Fortsetzung: Liste der Beteiligungsunternehmen, die die Parteien in den Rechenschafts­

berichten 2013 übermittelten 

Partei Betelligung,unternehmen Land 

SPÖ vormagazin ges.m.b.h. Österreich 

SPÖ VWZ Zeitschriftenverlag Gesellschaft m.b.H. Österreich 

SPÖ W 2 Beteiligungsverwaltung GmbH Österreich 

SPÖ WEBllNG Immobiliengesellschaft m.b.H. Österreich 

SPÖ Wien er Bezirksblatt GmbH Österreich 

SPÖ WIP R.klama spol. 5.'.0. Tschechische 
Republik 

SPÖ WOFIN Wohnungsfin.nzie.ung GmbH Österreic,h 

Quellen: Rechenschaftsberichte der in der Tabelle genannten Parteien; Darstellung RH 

116 

Firmenbuch-Nr. 

241660h 

073819h 

198763z 

056951b 

346359b 

375315i 
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ANHANG 3: Spenden über 50.000 EUR, die Parteien an den RH meldeten 

Meldung vom Betrag (EUR) Name des Spenders Anschrift Empfänger 

02.11.2012 1.000.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeldstraße 4 

03.12.2012 1.000.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeidstraße 4 

05.12.2012 289.454,02 Verein "Förderverein 6020 Innsbruck, Salurner SPÖ Innsbruck-Stadt 
Volkshäuser" Straße 2 

27.12.2012 500.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf. Team Stronach für Österreich 
Hoffeidstraße 4 

14.01.2013 90.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeidstraße 4 

25.01.2013 2.500.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeld,traße 4 

26.01.2013 200.000,00 PPP Logistik GmbH 6020 Innsbruck, vorwärts tirot 
Valiergasse 15 

25.02.2013 2.500.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, ream Stronach für Österreich 
Hoffeldstraße 4 

21.03.2013 1.129.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeidstraße 4 

31.03.2013 350.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, ream Stronach für Österreich 
Hoffeidstraße 4 

09.04.2013 100.000,00 Dr. Han. Peter 1220 Wien, Donau-(ity- Liberale. Forum 
H�selsteiner Straße 9 

09.04.2013 400.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach fur Österreich 
Hoffeidstraße 4 

16.07.2013 144.741,00 Dr. Hans Peter 1220 Wien, Donau-City- Liberales Forum 
Haselsteiner Straße 9 

14.08.2013 200.000,00 Dr. Hans Peter 1220 Wien, Donau-City- liberales FDrum 
Haselsteinet Straße 9 

10.10.2013 HOO.OOO,OO Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, ream Stronach für Österreich 
Hoffeld.traße 4 

23.10.2013 5.000.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeldstraße 4 

04.11.2013 250.000,00 Dr. Hans Peter 1220 Wien, Donau-City- liberales Forum 
Haselsteiner Straße 9 

14.11.2013 3.000.000,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeidstraße 4 

06.02.2014 170.000,00 Team Stronach für 1010 Wien, ream Stronach für Vorarlberg 
Österreich Reichsratsstraße 3 

06.02.2014 230.000,00 Team Stronach für 1010 Wien, Team Stronach tür Wien 
Österreich Reichsratsstraße 3 

06.02.2014 280.000,00 ream Stronach für 1010 Wien, ream Stronach für Burgenland 
Österreich Reichsratsstraße 3 

06.02.2014 310.000,00 Team Stronach für 1010 Wien, ream Stronach für 
Österreich Reichsratsstraße 3 Oberästerreich 

06.02.2014 690.000,00 ream Stronach für 1010 Wien, Team Stronach für Steiermark 
Österreich Reichsratsstraße 3 

06.02.2014 1.292.591,00 Team Stronach für 1010 Wien, Team Stronach für Salzburg 
Österreich Reich.sratsstraße 3 
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Fortsetzung: Spenden über 50.000 EUR, die Parteien an den RH meldeten 

"'eldung vom Betrog (EUR) Name des Spenders Anschrift Empfinger 
17.04.2014 55.000.00 Dr. Marku, Braun 1130 Wien, NEOS - Das neue Ö,terreich 

Glorieltega"e 20 und Liberales Forum 

07.05.2014 55.000,00 o r. Hans Peter 1220 Wien, Oonau-City- NEOS - Das neue Österreich 
Haselsteiner Straße 9 und Liberales Forum 

08.05.2014 68.886,47 Team Stronach für 1010 Wien, Team Stronach für Burgenland 
Österreich Reic.h"atsstraße 3 

08.05.2014 70.076,32 Team Stronach für 1010 Wien. Team Stron;:lch für Vorartberg 
Österreich Reichsratsstraße 3 

08.05.2014 70.182.47 Team Slronach für 1010 Wien, Team Stronach tur Steiermark 
Österreich Reich"atsstraße 3 

08.05.2014 201.444,91 Team Stronach für 1010 Wien, Team Stronach für Salzburg 
Österreich Reichsratsstraße 3 

08.05.2014 260.733.36 Team Slronach für 1010 Wien, Team Stronach für Wien 
Österreich Reichsratsstraße l 

08.05.2014 750.702,59 Team Stronach für 1010 Wien, Team Stronach für Kärnten 
Österreich Reichsratsstraße 3 

14.05.2014 1.000.000,00 Frank Stronach 2522 0berwaltersdorf. Team Stronach für Ö,terreich 
Hoffeldstraße 4 

n05.2014 50.000.00 AZH Beteiligungs 1010 Wien, NEOS - Oas neue Österreich 
GmbH Sternga"e 11/5 und Liberales Forum 

23.05.2014 175.188,38 Team Stronach für 1010 Wien, Team Stronach für 
Österreich Reichsratsstraße 3 Oberö'terreich 

25.06.2014 50.001.00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf. Team Stronclch für Österreich 
Hoffeld,traße 4 

22.07.2014 50.001,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeld,traße 4 

25.07.2014 50.001,00 Team Stronach für 1010 Wient Team Stronach für 
Österrekh Reichsratsstraße 3 Niederösterreich 

10.09.2014 50.001,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Team Stronach für Österreich 
Hoffeld,traße 4 

03.02.2015 54.013,35 ream Stronach für 1010 Wien, Team Stronach fOr Burgenland 
Österreich Reich"at"traße 3 

03.02.2015 68.233.44 Team Stronach für 1010 Wien, Team Stronach für 
Österreich Reichsratsstraße 3 Oberönerreich 

03.02.2015 80.920,62 Team Stronach für 1010 Wien, Team Stronach für Steiermark 
Österreich Reichsratsstraße 3 

19.05.2015 50.001,00 Frank Stronach 2522 Oberwaltersdorf, Te.m Stronach fOr Österreich 
Hoffeldstraße 4 

08.06.2015 100.000.00 Dr. Hans Peter 1220 Wien, Donau-City- NEOS - Das neue Ö,terreich 
Haselsteiner StraSe 9 und Liberales Forum. 

landesstetle Wien 

08.06.2015 100.000,00 Or. Han, Peter 1220 Wien, Donau-City- NEOS - Das neue Österreich 
Haselsteiner Straße 9 "nd Liberale, Forum. 

Landesstelle Wien 

QueUen: Meldungen der genannten Parteien an den RH; Darstellung RH (Stand: 24. Juni 2015) 
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e n  

Abkürzungsverzeichnis 

Abs. 
Anm. 
Art. 

BGBI. 
BKA 
BKA-VD 
bspw. 
BVergG 
BVG MedKF-T 

B-VG 
bzw. 

etc. 
EUR 

Ff. 

GmbH 

i.d.(g.)F. 
i.V.m. 
i.Z.m. 

KommAustria 

leg. eil. 
lil. 

MedKF-TG 

Mio. 

Nr. 

Absatz 
Anmerkung 
Artikel 

Bundesgesetzblatt 
Bundeskanzleramt 
Bundeskanzleramt -Verfassu ngsd ienst 
beispielsweise 
Bundesvergabegesetz 
Bundesverfassungsgesetz über die Transparenz von Medi­
enkooperationen sowie von Werbeaufträgen und Förde­
rungen an Medieninhaber eines periodischen Mediums 
Bundes-Verfassungsgesetz 
beziehungsweise 

et ce te ra 
Euro 

folgende 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

in der (geltenden) Fassung 
in Verbindung mit 
im Zusammenhang mit 

Kommunikationsbehörde Austria 

legis citatae (der zitierten Vorschrift) 
litera 

Bundesgesetz über die Transparenz von Medienkoopera­
tionen sowie von Werbeaufträgen und Förderungen an 
Medieninhaber eines periodischen Mediums 
Million(en) 

Nummer 
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k u rz 

PartG 
PDF 

rd. 
RH 

S. 

TZ 

u.a. 
u. dgl. 
usw. 
u.v.m. 

VfGH 
VfSlg. 

vgJ. 

Z 
z.B. 

gen 

Paneicngesetz 201 2  
Ponable Documenl Format 

rund 
Rechnungshof 

Seite 

Textzahl(en) 

unter anderem(n) 
und dergleichen 
und so weiter 
und vieles mehr 

Verfassu ngsgerichlshof 

R 
H 

Sammlung der Erkenntnisse und wicht igsten Beschlüsse 
des VfGH 
vergleiche 

Ziffer 
zum Beispiel 

Bund 2015/ 1 0  

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)28 von 76

www.parlament.gv.at



R 
H 

KURZFASSUNG 

Bund 2015/ 1 0  

Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes 

Sonderaufgaben des RH nach den 

Medientransparenzgesetzen 

Das Ziel der Medientransparenzgeseue - mehr Transparenz bei 

Medienkooperationen, Werbeaufträge und Förderungen - wird 

durch Probleme bei der Vollständigkeit und Richtigkeit der Mel­

dungen, durch Verstöße gegen die Verpflichtung, entgeltliche Wer­

beeinschaltungen als solche zu kennzeichnen, durch Verstöße gegen 

da Sachlichkeitsgebot sowie gegen da sogenannte Hinwei - und 

Kopfverbot nicht erreicht werden. Aufgrund der Bagatellgrenze sind 

ein Drittel bis die Hälfte der Werbeaufträge nicht in den von der 

KommAustria veröffentlichten Listen enthalten. 

Oie halbjährliche Aktualisierung der Liste über sämtliche dem RH 

bekannten und seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger und deren 

Organe schränkt die Wahrnehmung der KernauFgaben des RH stark ein. 

Oie unterschiedlichen Ansichten der KommAustria, des Bundeskanz­

lers und des RH zur Prüfungszuständigkeit des RH führen zu einem 

unklaren Vollzug der Medientran parenzgesetze. Weiters entstehen 

Verwirrung, Missverständnisse und Verwaltungsmehraufwand bei 

den kontrollunterworrenen Rechtsträgern. 

Der RH hat mit dem sogenannten Transparenzpaket im Jahr 201 2  
eine neue zusätzliche Sonderaufgabe erhalten. Am I .  Jänner bzw. 

I. Juli 201 2  traten die - teils verfassungsgesetzlichen - Regelungen 

zur Erhöhung der Transparenz im Bereich der Medienkooperati­

onen, Werbeaufträge und Förderungen an Medieninhaber eines peri­

odischen Mediums in Kraft. Ziel der Regelungen des Bundesverfas­

sungsgesetze über die Transparenz von Medien.kooperationen sowie 

von Werbeaufträgen und Förderungen an Medieninhaber eines peri­

odischen Mediums (BVG MedKF-Tl und des Bundesgesetzes über die 

Transparenz von Medienkooperationen sowie von Werbeaufträgen 

und Förderungen an Medieninhaber eines periodischen Medium 
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(MedKF-TG) ist es. sämtliche Ausgaben. die Rechtsträger - die der 

Kontrolle des RH unterliegen - anlässlich der Schaltung von Insera­

ten. für die Förderung an Medieninhaber und für Medienkooperati­

onen aufwenden. quartalsweise durch Angabe des Empfangers und 

der Gesamthöhe des geleisteten Entgelts zu veröffentlichen. (TZ I) 

Der RH hat daher seit 201 2 der Kommunikationsbehörde Austria 

(KommAustria) halbjährlich eine Liste der ihm bekannten. seiner 

Kontrolle unterliegenden Rechtsträger zu übermitteln. (TZ I )  

Ziel dieses Wahrnehmungsberichts ist eine Darstellung der dem RH 

übertragenen Aufgaben. des damit verbundenen Verwaltungsauf­

wands und der Vollzugsprobleme. (TZ I)  

Außerdem führt der RH Gebarungsüberprüfungen über die Imple­

mentierung und Anwendung de Medientranspa.renzgesetzes bei den 

seiner Prüfungszuständigkeit unterworfenen Rechtsträgern durch. 

Die bisherigen Prüfungen ergaben. dass so gut wie aUe überprüften 

Rechtsträger Probleme bei der Vollständigkeit und Richtigkeit der 

Meldungen an die KommAustria hatten. Weiters zeigte der RH eine 

Reihe von Verstößen gegen die Verpflichtung, entgeltliche Werbeein­

schaltungen als olche zu kennzeichnen, gegen das Sachlichkeitsge­

bot sowie gegen das sogenannte Hinweis- und Kopfverbot auf. Aus 

Sicht des RH ist hinsichtlich der Höhe der Bagatellgrenze jedenfalls 

Handlung bedarf gegeben. Der RH wird im Tätigkeitsbericht 201 5 

eine ausführliche inhaltliche Zusammenfassung der bi her durchge­

führten Prüfungen der MedientTansparenz veröffentlichen. (TZ I. 2) 

Die neuen gesetzlichen Regelungen sehen vor, dass die der RH-Kon­

trolle unterliegenden Rechtsträger halbjährlich allfallig geänderte 

Stammdaten an den RH (Stammdatenaktualisierung) und quartals­

weise Werbeaufträge, Medienkooperationen und Förderungen an die 

KommAustria zu übermitteln haben. Diese zwei Meldefristen über­

schneiden sich im Jänner und im Juli. Durch diese Parallelitäten 

und Doppelgleisigkeiten im Erhebungsprozess entstehen Verwirrung 

und Missverständnisse sowie ein Verwaltungsmehraufwand. (TZ 4) 

Der RH inkludiert sämtliche Rechtsträger. die seiner Prüfungskompe­

tenz unterliegen. in die Liste an die KommAustria. Die unterschied­

lichen Ansichten der KommAustria, des Bundeskanzlers und des RH 

zur Prüfungszuständigkeit des RH führen zu einem unklaren Voll­

zug der Medientransparenzgesetze, da die KommAustria, bestätigt 

durch den Bescheid des Bundeskanzlers, Unternehmen gesetzlicher 

beruflicher Vertretungen als nicht kontrollunterworfen ansieht und 

daher die Meldepflicht verneint. (TZ 7)  
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Sonderaufgaben des RH nach den 
Medientransparenzgesetzen 

Mangels Anlassfall konnte der RH den Verfas ungsgerichtshof. der 

als einziger in der Frage der Prüfungszuständigkeit des RH zur Ent­

scheidung berufen ist. noch nicht mit der Frage der Prüfung zu tän­

digkeit hinsichtlich der Kammerunternehmcn befassen. Die Feststcl­

lungsbescheide der KommAustria sprechen nur über das (Nicht-) 

Bestehen von Meldeverpflichtungen nach dem Medienlransparenz­

gesetz ab. (TZ G. 7 )  

Die  KommAustria bezieht die Unternehmen mit Sitz im Ausland 

nicht in ihre Erhebung mit ein. Die gesetzlichen Regelungen der 

P rüfungszuständigkeit des RH als auch der gesetzliche Auftrag zur 
ÜbermitUung der Liste der Rechtsträger an die KommAustria ent­

halten keine Sonderbestimmungen betreffend im Ausland ansässige 

Unternehmen. Die unterlassene Einholung von Meldungen über Wcr­

beaufträge. Medienkooperationen und Förderungen ausländischer 

Unternehmen. die der RH-Kontrolle unterliegen. ist nicht nachvoll­

ziehbar. Hierdurch wird den RechLSträgern die Möglichkeit eröffnet. 

die Zielsetzung des Medientransparenzgesetzes - die Förderung der 

Transparenz bei Medienkooperationen. bei der Erteilung von Wer­

beaufträgen und der Vergabe von Förderungen an Medieninhaber 

- durch Verlagerung dieser Tätigkeiten auf ausländische (Tochter) 

Unternehmen zu unterlaufen. (TZ 10) 

Die Erstellung und halbjährliche AktuaHsierung der Liste. insbeson­

dere die Aktualisierung der vertretungsbefugten Organe. bedeuten 

einen beträchtlichen Erhebung - und VerwaItungsaufwand für die 

Rechtscräger und den RH. Außerdem schränken sie die Wahrneh­

mung der Kernaufgaben des RH - die Durchführung von Geba­

rungsüberprüfungen und seine Beratungstätigkeit - stark cin. Für 

den RH steht diesem Aufwand kein entsprechender Nutzen gegen­

über. Eine halbjährliche Erhebung der vertretungsbefugten Organe 

ist für den RH nicht notwendig. da er ohnehin zum Beginn jeder 

Gebarungsüberprüfung die relevanten vertretungsbefugten Organe 

erhebt. Es wäre daher wesentlich zweckmäßiger. die für ein Ver­

waltungsscrafverfahren der KommAustria nötige Erhebung der ver­

cretungsbefugten Organe anlassbezogen und nicht pauschal durch­

zuführen. (TZ 3. 5) 
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1 ( I )  Der RH hat mit dem sogenannten Transparenzpaket im Jahr 20 1 2  
eine neue zusätzliche Sonderaufgabe erhalten. Am I .  Jänner bzw. 
I .  Juli 20 1 2  traten die - teils verfassungsgesetzlichen - Regelungen 
zur Erhöhung der Transparenz im Bereich der Medienkooperationen. 
Werbeaufträge und Förderungen an Medieninhaber eines periodischen 
Mediums in Kraft. Ziel der Regelungen des Bundesverfassungsgesetzes 
über die Transparenz von Medienkooperationen sowie von Werbeauf­
trägen und Förderungen an Medieninhaber eines periodischen Medi­
ums (BVG MedJ<.F-T (im Folgenden auch: Medientransparenzgesetz))1 
und des Bundesgesetzes über die Tran parenz von Medienkooperati­
onen sowie von Werbeaufträgen und Förderungen an Medieninhaber 
eines periodischen Mediums (MedKF-TG)2 ist es. sämtliche Ausgaben. 
die Rechtslräger - die der Kontrolle des RH unterliegen - anlässlich 
der Schaltung von I nseraten. ftir die Förderung an Medieninhaber und 
rur Medienkooperationen aufwenden. quanalsweise durch Angabe des 
Empf;i ngers und der Gesamthöhe des geleisteten Entgelts zu veröffent­
lichen. 

(2) Seit 201 2  hat der RH gemäß den Verpnichtungen des BVG MedKF-T 
sowie des MedKF-TG der Kommunikationsbehörde Austria (Komm­
Austria) - als der ftir die Erftillung der Melde- und Transparenzver­
pnichtungen zuständigen Einrichtung - halbjährlich eine Liste der 
ihm bekannten. seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger zu über­
mineln. 

(3) Weiters ergab sich rur den RH mit den Medientransparenzgeselzen 
eine neue PrüFung verantwonung im Hinblick auf die Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Meldungen zu Medienkooperationen und Werbe­
aufträgen sowie zu Förderungen an Medieninhaber. Der RH ftihn daher 
GebarungsüberprüFungen über die Implemenrierung und Anwendung 
des Medientransparenzgesetzes bei den seiner PrüFungszuständigkeit 
unterworfenen Rechtslrägem durch. die er nach der Vorlage an den 
Nationalrat bzw. Landtag auch auf seiner Homepage (www.rechnungs­
hof.gv.at) veröffentlicht. 

(4) Ziel dieses Wahrnehmungsberichts ist eine Darstellung der dem 
RH übenragenen Aufgaben. des damit verbundenen Verwaltungsauf­
wands und der Vollzugsprobleme. 

1 BundcsverfassungsgrsclZ über dlc TranspaTt'nz von Mrdienkooptr.uionen sowir von 
Wenxauflrägen und FOrderungen an Mrditninhabcr ein� �riodischen Mrdiums (BVG 
M('di('nkoo�r.llion und Mrdienförderung - BVG MrdKF-Tl. 8GB\. I NT. 1 2 5/2011 

J Bundesgesetz über dl(� Transpa�nz von Mrdienkooperationen sowie von Werbcaur­
Il1gen und FOrderungen an Mrdieninhabcr eines periodischen Mrdiums (Mrdienkoo­
pcralions- und -f'ördcrungs-Transparrnzgesetz. MedKF-TGJ. �Medicntranspartnzg('­
SclZ". BGBI. I Nr. 1 2 5/20 1 1  
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Sonderaufgaben des RH nach den 
Medientransparenzgesetzen 

2.1 ( I )  Der RH überprüfte seit Herbst 201 3  die Umsetzung des Medien­
transparenzge etzes 

- in der Stadt Graz (Reihe Steiermark 201 4/4), 

- im Land Kärnten (Reihe Kärnten 201 4/5). 

- im Land Tirol (Reihe Tirol 2014/5). 

- in der MuseumsQuanier Errichtungs- und Betriebsgesellschaft 
(Reihe Bund 201 5/3  und Reihe Wien 201 5/2) und 

- in der Bunde immobiliengesellschaft (Reihe Bund 201 5/8). 

Die Ergebnisse von zwei Gebarungsüberprüfungen sind noch nicht 
veröffentlicht, weitere sind geplant. 

(2) Ziel dieser Gebarung überprüfungen ist es. die Vollständigkeit und 
R ichtigkeit der Meldungen betreffend Medienkooperationen und Wer­
beaufträge sowie Förderungen an Medieninhaber zu beuneilen. Weiters 
prüft der RH die Erfüllung der Meldepnichten und die Einhaltung der 
inhaltlichen Anforderungen des Medientransparenzgesetzes. Schließlich 
zeigt der RH auch allfallige Probleme bei der Anwendung des Medien­
transparenzgesetzes auf. 

(3) Die bisherigen Prüfungen ergaben, dass so gut wie alle überprüften 
Rechtsträger Probleme bei der Voll tändigkeit und Richtigkeit der Mel­
dungen an die KommAustria hatten. Weiters zeigte der RH eine Reihe 
von Verstößen gegen die Verpnichtung, entgeltliche Werbcein chal­
tungen als solche zu kennzeichnen. auf. weiters Verstöße gegen das Sach­
Iichkeitsgebot sowie gegen das sogenannte Hinwei - und Kopfverbot. 

Was die eigentliche Intention des Gesetzes betriffl - Transparenz bei 
Medienkooperationen, Werbeaufträgen und Förderungen zu schaffen -. 
belegen die Prüfungen des RH, dass diese Transparenz keineswegs umfa -
send gegeben ist: Ein Driuel bis die Hälfte der Mcdienkooperationen, Wer­
beaufträge und Förderungen fiel unter die Bagatellgrenze (Aufträge unter 
5.000 EUR pro Quanal müssen nicht gemeldet werden). Diese Medienko­
operationen. Werbeaufträge und Förderungen scheinen somit auch nicht 
in den von der KommAustria veröffentlichten Listen auf. 

2.2 Aus Sicht des RH ist hinsichtlich der Höhe der Bagatellgrenze jeden­
falls Handlungsbedarf gegeben. Der RH wird im Tätigkeitsbericht 201 5  
eine ausfiihrliehe inhaltliche Zusammenfassung der bisher durchge­
fiihnen Prüfungen der Medientransparenz veröffentlichen. 
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3.1 ( I )  Anlässlich der Vorberatung der Regierungsvorlage betreffend das 
BVG MedKF-T und das MedKF-TG äußene der RH eine Bedenken in 
einem Schreiben an die Mitglieder des Verfassungsausschusses, die 
Rechnungshofsprecher sowie die Klubobleute. 

Er wies darauf hin, dass die Regelung des BVG MedKF-T, die die Erstel­
lung und Veröffentlichung einer Liste a ller der RH-Kontrolle unter­
l iegenden Rechtsträger durch den RH vorsah, eine weitere, mit der 
Gebarungskontrolle nur mittelbar in Zusammenhang stehende Sonder­
aufgabe des RH schaffen würde. Außerdem wies er auf die Kontrol llü­
cke im Bereich der öffentlichen Unternehmen hin, weil im Unterschied 
zu Regelungen einzelner Landesrechnungshöfe der RH erst ab einer 
öffentlichen Beteiligung von mindestens 50 'lb - und nicht bereits ab 
25 'lb - prüfen kann. 

(2) Anl ässlich der Erstellung der ersten an die KommAustria zu über­
mittelnden Liste von Rechtsträgern wie der RH die damalige Natio­
nalratspräsidentin mit Schreiben vom 1 1 .  April 201 2 auf Auslegungs­
probleme beim Begriff _Rechtsträger- gemäß § l Abs. 3 des BVG 
MedKF-T hin: 

Trotz der Absicht des Ge etzgebers, eine _umfassende Transparenz­
bei der Vergabe von _Werbe-aufträgen und von Förderungen _ öffent­
licher" Stellen zu gewährleisten, habe der RH mangels anderslautender 
Erläuterungen zum Rechtsträgerbegriff des BVG MedKF-T davon aus­
zugehen. dass folgende Rechtsträger nicht zu melden sind: 

- Empfanger von öffentlichen Förderungen, die ansonsten nicht der 
RH-Kontrolle unterliegen, wie bspw. private Vereine, private Förde­
rungsempfanger, aber auch Bildungseinrichtungen der politischen 
Paneien; dies auch dann, wenn die Gebarung dieser Förderungs­
empfanger beinahe zur Gänze mit öffentlichen Fördennittein erfolgt; 

- verschiedene Krankenanstalten - wie die Krankenanstalten Nieder­
österreichs, die in der Niederösterreichischen Landeskliniken-Hol­
ding zusammengefasst waren, oder die Krankenanstalten des Wie­
ner Krankenanstaltenverbunds, die Teil des Magistrats waren -, weil 
diese keine Rechtspersönlichkeit besitzen und somit den Rechtsträ­
gerbegriff nicht erfüllen. 

(3) Der RH verwies in seinen Schreiben auch auf die Schwierigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Tatbestand der Beherrschung bei öffentlichen 
Unternehmen und unternehmerisch tätigen Vereinen, weil das Vorlie­
gen einer Beherrschung gemäß An. 1 26b Abs. 2 B-VG nur anhand 
von Einzelfa llerhebungen festgestellt werden kann. Daher umfasst die 
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an die KommAustria übermittelte Liste nur jene Prüfobjekte, bei denen 
die Beherrschung durch die öffenlliche Hand bereits anhand von Ein­
zelfallerhebungen des RH festgestellt wurde. 

Außerdem wies der RH auf die Rechtsansicht der gesetzlichen beruf­
lichen Vert retungen hin, wonach der Rl-J für ihre Unternehmen nicht 
prüfungszuständig sei und diese Unternehmen daher nicht auf die an 
die KommAustria zu übermittelnde Liste der RechlSträger aufzuneh­
men wären (siehe TZ 7). 

Schließlich betonte der RH in seincn Schreiben den großen Aufwand 
der Erhebung der vertretungsbefugten O rgane fü r alle seiner Kontrolle 
unterliegenden Rechtsträger und für den RH. 

(4) In seinen Tätigkeit berichten ab 20 1 2) berichtete der RH über den 
Vollzug des BVG MedKF-T und des MedKF-TG und über den Aufwand 
der überprüf1en Stellen und des RH, der unter anderem durch Einzel­
fal lerhebungen verursacht wurde. Diese Einzelfallerhebungen waren 
insbesondere im Bereich der Gemeindeverbände, der Stif1ungen, Fonds 
und Anstalten sowie der öffentlichen Unternehmen notwendig, da 

- es keine umfassende und taxative Erfassung sämtlicher Gemeinde­
verbände durch die Aufsichtsbehörden dcr Bundesländer gab. 

- im Bereich der Stiftungen und Fonds zur umfassenden Beurteilung 
der Prüfungszuständigkeit des RH eine Überprüfung sämtlicher Stif­
tungsurkunden durchzuführen wäre, 

- fü r Anstalten des öffentlichen Rechts keine zentrale AnlaufsteIle 
(.Register·) bestand und 

- bei öffent lichen Unternehmen die für notwendige Aktualisierungen 
erfo rderlichen Daten des F irmenbuchs in vielen Fällen nicht voll­
ständig bzw. aktuell waren. 

In seinem Tätigkeitsbericht 2012 (Reihe Bund 20 1 2/ 1 3) wies der RH 
darauf hin, dass diese Einzelfal lerhebungen weiterhin erforderlich 
waren, solange die Recht träger keine Pflicht zur Meldungjener Daten 
und Umstände treffen, die der RH fü r die Führung, Evidenthaltung und 
Übermittlung von Verzeichnissen benötigt. 

In seinem Tätigkeitsbericht 20 1 3  (Reihe Bund 20 1 3/ 1 3) wies der RH 
darüber hinaus darauf hin, dass Unternehmen gesetzlicher beruflicher 

] Rt:ihe Bund 2012/1J: Reihe Bund 2013/1'3: Reihe Bund 2014/ 1 6  
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Venretungen die Prüfungszuständigkeit des RH bestrinen [siehe auch 
TZ 7). 

(5) Die Erstellung der an die KommAustria zu übermilIeinden Liste 
bedeutete für den RH einen erheblichen Mehraufwand. insbesondere in 
den Jahren 201 2  und 201 3. Nahezu 1 .000 Prüfenage waren rur die e 
Sonderaufgabe in den Jahren 201 2 und 201 3 erforderl ich. Mit diesen 
Res ourcen hälle der RH rd. 16 Stichproben- oder Follow-up-Über­
prüfungen durchfUhren können. 

3.2 Der RH verweist neuerlich auf die Schwierigkeiten im Vollzug der 
Medienlransparenzgesetze. Er betont kritisch. dass die Erstellung und 
halbjährliche Aktualisierung der an die KommAustria zu überminein­
den Liste über sämtliche ihm bekannten und seiner Kontrolle unterlie­
genden Rechtsträger die Wahrnehmung der Kernaufgaben des RH - die 
DurchfUhrung von Gebarungsüberprüfungen und eine Beratungstätig­
keit - in den Jahren 201 2 und 201 3 entsprechend stark einschränkten 
und weiterhin - aufgrund fehlender MeJdeverpOichtungen der Rechts­
träger - begrenzen [zum Handlungsbedarf siehe TZ 4 und 5). 

Übermittlungs- und Meldepflichten 

Pflichten der Rechts­

träger, der Komm­

Austria und des RH 

132 

4. 1 [ I )  Folgende Abbildung gibt einen Überblick über die MeldeverpOich­
tungen der Rechtsträger. die BefragungsverpOichtung der KommAust­
ria und die ÜbermitllungsverpOichtungen des RH zur Umsetzung des 
BVG MedKF-T und des MedKF-TG : 
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Abbildung I :  Verpflichtungen der Rechtsträger. der KommAustria und des RH im Jahresverlauf 
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11 Der Rechtsträger erstattet I>innen 2 Wochen Meldung an die KommAustria für das vorhergehende Quartal 

_ Die KommAustria erstellt die sogenannte �mpelliste" rur diB vorhergehende QuartaL 

• Oer RH aktualisiert die Liste der Rechtsträger zu den Stichtagen J. J. und 1.7. sowie • unte�ährig. 

Quelle: RH 
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a) Rechtsträger 

Quartalsweise. also vier Mal pro Jahr. fordert die KommAustria die 
der Kontrolle des RH unterliegenden Rechtsträger auf, ihr die Höhe 
der Nettosummen für Werbeauflräge, Medienkooperationen und För­
derungen an Medieninhaber zu melden. Die Meldeverpflichrung gilt 
auch für jene Rechtsträger, die keine Werbeauflräge, Medienkooperati­
onen und Förderungen im betrachteten Meldezeitraum vergeben haben; 
diese Rechtsträger müssen eine sogenannte _Leermeldung- abgeben. 

Halbjährlich ersucht der RH die Rechtsträger, ihm allfallig geänderte 
Stammdaten (siehe auch TZ 5) binnen einer Frist zu übermiltein. 

Somit haben die der Kontrolle des RH unterliegenden Rechtsträger 

- halbjährlich allfallig geänderte Stammdaten an den R H  (Stammda­
tenaktualisierung, siehe auch TZ 5) und 

- quartalsweise Informationen über Werbeaufträge. Medienkoopera­
tionen und Förderungen an die KommAustria zu übermitteln. 

Diese zwei Meldefristen überschneiden ich im Jänner und im Juli. 

Gegenüber dem RH besteht für die RechlSträger bei der Stammda­
tenaktualisierung keine ge etzlich vorgesehene Meldeverpflichtung; 
gegenüber der KommAustria besteht hingegen eine solche gesetzlich 
vorgesehene Meldepflicht bzw. die Verpflichtung zu einer allfalligen 
Leermeldung. Dies führt dazu. dass der RH zahlreiche Meldungen von 
Rechtsträgern erhält, wonach an ihn eine _Leermeldung- ergehe. da 
dieser Rechtsträger keine Werbeaufträge. Medienkooperationen und 
Förderungen an Medieninhaber vergeben habe. Die Aufklärung der 
Rechtsträger über die gegenüber KommAustria und RH unterschied­
lichen gesetzlichen Zuständigkeiten und Meldeverpnichtungen verur­
sacht sowohl bei den der Kontrolle des RH unterliegenden RechlSträ­
gern als auch bei der KommAustria und dem RH einen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand. 

b) KommAustria 

Die KommAustria verwendet die Meldungen des RH für die von ihr 
durchzuftihrende quartalsweise Abfrage der Nenosummen ftir Werbe­
aufträge. Medienkooperationen und Förderungen. 
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c) Rechnungshof 

Der RH hat der KommAustria halbjährlich - zum Stichtag I ,  Jänner 
und 1 .  Juli - eine Liste der ihm bekannten, seiner Kontrolle unterlie­
genden Rechlsträger in elektronischer Form zu übermitteln, Diese hat 
den Namen, die Adresse und die vertretungsbefugten Organe jedes 
Rechtsträgers zu enthalten, 

Um dieser Verpnichtung nachzukommen. ersucht der RH die Rechts­
träger halbjährlich, allfallig geänderte Stammdaten (siehe auch TZ 5) 
binnen einer Frist zu übermitteln, Auch zwischen diesen Fristen mel­
den Rechtslräger zur Aktualisierung Änderungen ihrer Daten, der RH 
erhebt Änderungen bei den Rechtsträgern oder deren Neugründungen, 

(2) Die KommAustria hat Verwalrungsstrafen mr unterlassene oder 
offensichtlich unrichtige oder unvollständige Meldungen zu verhän­
gen. Die Abgabe oder Nicht-Abgabe der quartalsweisen Meldungen4 
sowie die Höhe der gemeldeten Nettosummen mr Werbeaufträge, Medi­
enkooperationen und Förderungen an Medieninhaber der einzelnen 
Rechtsträger veröffentlicht die KommAustria auf ihrer Websites. 

(J) Die Aufgabenreform- und Deregulierungskommission chlug in 
ihrem Abschlussbericht im Juni 201 5 vor, dass Meldungen über Auf­
träge an Medienunternehmen bzw, Leermeldungen nur mehr einmal 
jährlich - statt quartalsweise - erfolgen sollten. 

4.2 Der RH weist darauf hin, dass durch die Parallelitäten und Doppel­
gleisigkeiten im Erhebungsprozess Verwirrung und Missverständnisse 
sowie ein Verwaltungsmehraufwand entstehen: Mit der KommAustria 
und dem RH erheben zwei Stellen bei den öffenLlichen Rechtsträgern; 
weiters bestehen unterschiedliche Intervalle, in denen die Rechtsträger 
einerseits der KommAustria die Höhe der gemeldeten Nettosummen 
mr Werbcaufträge. Medienkooperat.ionen und Förderungen an Medi­
eninhaber melden müssen und in denen die Rechtsträger andererseits 
vom RH zur Bekanntgabe allfal liger Änderungen ihrer Stammdaten 
aufgefordert werden, Zweimal jährlich hat sowohl die Meldung an die 
KommAustria und eine Bekanntgabe an den RH im ungefahr gleichen 
Zeitrahmen zu erfolgen, 

4 sogenanntc .Ampdlistc-. siehe www.nr.at/dclm/vcrocITcntCmcdkftLampcl (zuletzt 
abgerufen am 11. Juni 20151 

5 zur Veröffentlichung der bekannlgegebencn Daten siehe www.rtr.3IJdejm/veroefTenl.l_ 
mcdkft&-daten (zulelzt abgerufen arn 11.  Juni 2015) 
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Aus Sicht des RH ist Handlungsbedarf im Zusammenhang mit der 
Entnechtung der Übermittlungs- und Meldepnichten der kontrollun­
terworfenen Rechtsträger gegenüber der KommAustria und dem RH 
gegeben. 

Auch die Aufgabenrcform- und Deregulierungskommission zeigte in 
ihrem Abschlussbericht Handlungsbedarf im Sinne einer Verwaltungs­
vereinfachung auf. indem sie eine Reduzierung der quanalsweisen 
Meldeverpnichtung der kontrollunterworfenen Rechtsträger gegenüber 
der KommAustria auf eine jährl iche Meldeverpnichtung vorschlug. 

5.1 ( I )  Der RH hat seit lnkrafttreten des BVG MedKF-T jeweils zu den 
Stichtagen I .  Jänner und I .  Juli die akrualisiene Liste der Rechtsträ­
ger an die KommAustria zu übermitteln. 

(2) Zur Erstellung der an die KommAustria zu übermittelnden Liste 
der Rechtsträger kontaktien der RH zweimal jährlich per E-Mail sämt­
liche seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger zur Stammdaten­
akrualisierung. In dieser E-Mail ersucht der RH um Überprüfung und 
gegebenenfalls Richtigstellung bzw. Akrualisierung der Stammdaten 
hinsichtlich Namen. Adressen und venretung befugter Organe sowie 
einer Kontaktadre e bzw. -person6 jeweil zu den Stichtagen I .  Jän­
ner und I. Juli. Ebenfalls fragt der RH. ob ein Rechtsträger Unter­
nehmen neu gegründet oder Beteiligungen neu erworben hat bzw. 
Unternehmen(steile) nicht mehr innehat. 

So ferne dem RH keine gültigen E-Mail-Adres en bekannt sind. hat 
er diese - teilweise durch telefonische Recherchen - zu erheben. um 
möglichst alle Rechtsträger zu erreichen. 

(3) Die Rechtsträger übermitteln dem RH ihre geändenen Stammdaten 
und Daten über von ihnen neu gegründete Unternehmen oder erwor­
bene Beteiligungen an Unternehmen. 

(4) Der RH aktualisien seine Liste der kontrollunterworfenen Rechts­
träger anhand der Bekanntgaben durch die Rechtsträger. Der Groß­
teil der Aktualisierungen betriffi venrerungsbefugte Organe. da bei­
spielsweise bei Gemeindeverbänden oft halbjährliche Wechsel von 
Obleuten stattfinden. Weiters überprüft der RH insbesondere bei Neu­
gründungen von Unternehmen und bei Erwerb von Unternehmens­
beteiligungen durch Rechtsträger anhand der übermittelten Angaben 
seine Prüfungszuständigkeit. Zur Klärung der Prüfungszuständigkeit 

{, Di� mus�n nicht mit d�n vertrttungsbdugten OrganC'n übtrtinSllmmen, 
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ist es zum Teil erforderlich, bei den Rechtsträgern zusätzliche Infor­
mationen einzuholen (z.B. Statuten von Vereinen oder Beleil igungs­
spiegel von Unternehmen). 

Der RH veröffentlicht seine Liste der seiner Kontrolle unterliegenden 
Rechtsträger auch auf seiner Website im PDF- und CSV-Format1. Mit 
Stichtag I. Jänner 201 5  beinhaltete diese Liste 5.739 Rechtsträger. 

Tabelle 1: Übersicht über die Rechtsträger 

Art von Rechtsträger Anzahl 

Bund 24' 

Under 9 

Gemeinden 85 

Gemeindeverbände' 2.019 

Fonds 129 

Stiftungen 161 

Sozialversicherungsträger 26 

gesetzliche berufliche Vertretungen 794 

Unternehmen 2.3361 

Sonstige 156 

gesamt 5.739 
Dies sind das 8KA. die Bundesministerien. die obersten Organe des Sundes und nachgeordnete Dienststellen mit 

T eilrechtsfäh igkeit. 
l Darin sind auch die Wasserverbände enthalten. 

Davon sind rd. 370 ausländische Unternehmen und rd. 90 Unternehmen gesetzlicher beruflicher Vertretungen. 

Quelle: RH 

Bund 2015/10 

(5) Es  gibt keine konkreten gesetzlichen Grundlagen, nach der Rechts­
träger die Gründung oder den Erwerb von Rechtsträgern, die der RH­
Kontrolle unterliegen, oder deren Auflösung bzw. Veräußerung sowie 
Daten hinsichtlich Name, Adresse. vertretungsbefugrc Organe oder 
Kontaktdatcn regelmäßig bzw. bei Änderungen an den RH zu mei­
den haben. Im Zuge der Begutachtung der Gebarungsstatistikverord­
nung hatte der RH einen entsprechenden Vorschlag in da Stellung­
nahmeverfahren eingebracht. Der Vorschlag sah eine Weiterleitung 
von Daten an den RH analog § 6 der Gebarungsstalistikverordnung 
vor, welcher die Statistik Austria berechtigt. erhobene Daten an die 
Oesterreichische Nationalbank weiterzuleiten. Die Stellungnahme des 
RH wurde nicht berücksichtigt. 

1 www.rtthnungshof.gv.al/btr;3lunglprutfobjekte.html (zulelzl .a.bgerufen am I l .  Juni 201 5) 
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(6) Der RH wendet jährlich rd. 200 rrüfertage fLir die Akrualisierung 
der Liste der Rechtsträger inkJu ive Stammdaten, die Übermittlung die­
ser Liste an die KommAustria und fLir den Schriftverkehr zu Fragen 
der Prüfungszuständigkeit auf. Mit demselben Aufwand könnte der 
RH jährlich drei zusätzliche Follow-up-Überprüfungen - eine Kern­
aufgabe des RH - durchführen. 

(7) Die KommAustria führt die Erhebungen der Werbeaufträge, Medien­
kooperationen und Förderungen auf Grundlage der Liste des RH über 
eine Webschnittstelle durch. in der RechlSlräger auch Änderungen 
ihrer Stammdaten bekannt geben können. Laut KommAustria ist die 
Quote der Meldungen der Rechtsträger sehr hoch (z.B. 99,8 % für das 
erste Quartal 201 5). 

(8) Das von den Rechnungshöfen Deutschland, Dänemark und Schweiz 
durchgeführte Peer Review des ö terreichischen RH - veröffentlicht 
im Tätigkeitsbericht 2010 (Reihe Bund 2010/ 1 4 )  - befasste sich auch 
mit den Sonderaufgaben des RH. Die Peers empfahlen, die Risiken aus 
der Wahrnehmung von Sonderaufgaben etwaigen Vorteilen kritisch 
gegenüberzustellen. Gegebenenfalls wäre zu erwägen, auf die Abgabe 
einzelner Sonderaufgaben hinzuwirken. Dies würde zugleich Ressour­
cen für Kernaufgaben der Finanzkontrolle freisetzen. Weitere Sonder­
aufgaben sollten aus Sicht der Peers im Interesse der Unabhängigkeit 
und Wirksamkeit der externen Finanzkontrolle vermieden werden. 

S.2 (I) Der RH betont, dass insbesondere die halbjährliche Aktuali irrung 
der vertretungsbefugten Organe (z.B. Geschäftsführer von Unterneh­
men, Bürgermeister bei Gemeinden, Obleute bei Gemeindeverbänden) 
einen beträchtlichen Erhebungs- und Verwalrungsaufwand für die 
Rechtsträger und den RH bedeutet. 

Für den RH steht diesem Aufwand kein entsprechender Nutzen gegen­
über. Für den Überblick über seine Prüfungszuständigkeit würden dem 
RH der Name, die Adresse sowie die Eigentümerstruktur des Rechts­
trägers genügen. Eine halbjährliche Erhebung der vertretungsbe­
fugten Organe ist für den RH nicht notwendig, da er ohnehin zum 
Beginn jeder Gebarungsüberprüfung die relevanten vertretungsbe­
fugten Organe erhebl. 

Aufgrund der sehr hohen Quote der Meldungen bei der KommAus­
trias ist die Verhängung von Verwaltungsslrafen, wofür konkrete Daten 
über die vertretungs befugten Organe erforderlich sind, selten. Es wäre 
daher wesentl ich zweckmäßiger, die fLir ein Verwaltungsslrafverfah-

• zum Bt'isplt'1 99.8 ctb Im t'rst('n Quanal 201 S 
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ren nötige Erhebung der venretung befugten Organe anlassbezogen 
und nicht pauschal durchzufUhren. 

Der RH sieht - auch im Sinne der Empfehlungen des Peer Reviews -
Handlungsbedarf im Zusammenhang mit der Verpflichtung zur halb­
jährlichen Erhebung der venrerungsbefugten Organe9. Die Infonnation 
über die venretungsbefugten Organe könnte über die Webschninstelle 
der KommAustria bekannt gegeben werden. 

(2) Außerdem sicht der RH Handlungsbedarf hinsichtlich einer - z.B. 
im Rechnungshofgesetz verankerten - gesetzlichen Meldepflicht der 
seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger über die G ründungen 
und Auflösungen von Unternehmen sowie über Veränderungen in der 
Eigentums- und Beteiligungsstrukrur. 

Der Kontrolle des RH unterworfene Rechtsträger 

Feststellung der 
Prüfungszuständig­
keit des RH 

Bund 201 "/10 

6.1 (I) Gemäß Art. 1 2 1  ff. B-VG unterliegt die Gebarung des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden mit über 10.000 Einwohnern, der Gemeinde­
verbände, der öffentl ich-rechtlichen Körperschaften, der Sozialversi­
cherungsträger und Kammern sowie der von Bund, Land oder Gemein­
den verwalteten Stiftungen, Fonds und An talten der Kontrolle durch 
den RH. Darüber hinaus ist der RH fUr die Überprüfung der Gebarung 
jener Rechtsträger zuständig, fUr die im Gesetz eine Kontrolle durch 
den RH explizit vorgesehen wird (z.B. Universitäten). Der RH überprüft 
weiters die Gebarungjener Unternehmen, an denen der Bund, die Bun­
desländer oder Gemeinden mit mindestens 50 'lb beteiligt sind bzw. 
von diesen Gebietskörperschaften im Sinne des Art. 1 26b Abs. 2 B-VG 
beherrscht werden. Gemäß § I J Abs. J und § 1 5  Abs. J Rechnungshof­
gesetz kann der RH die Verwendung von Bunde - und Landesmineln, 
die einem außerhalb der Bundes- oder Landesverwaltung stehenden 
Rechtsträger zur Erflillung bestimmter Zwecke zur VerfUgung gestellt 
werden, überprüfen. 

(2) Bestreitet ein kontrollpflichtiger Rechtsträger im Zuge einer Geba­
rungsüberprüfung die Zuständigkeit des RH oder lässt er die Geba­
rungsüberprüfung durch Prüfungsbehinderungen tatsächlich nicht zu, 
ist nach Art. 1 26a B-VG der Verfassungsgerichtshof (VfGH) dazu beru­
fen, über diese Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Rechtsträ­
ger und dem RH zur Auslegung der gesetzlichen Vorschriften zur Prü­
fungszuständigkeil zu entscheiden. 

'I sl('h� hierzu d�n Antrag 90J/A zur And�nang dn BVG MrdKf· T: Entfall d�r Won­
folge an § I Abs. I .samt den für dl(, Erfassung dtr Re-chtst ... grr trforderhchtn Daten 
(NamC'n. Ad�n. vC'n�lungsbt'fugtt Organd-
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(J )  Im Bereich des Medientransparenzgesetze kommt dem RH - zur 
Sicherstellung der Vollständigkeit der bekanntzugebenden Daten über 
Medienkooperationen mit und Werbeaufträge an Medieninhaber -
die Aufgabe zu, eine halbjährlich zu aktual isierende Liste der ihm 
bekannten. seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger zu erstellen 
und an die KommAustria zu übennittein. 

Meint ein Rechtsträger, dass er zu Unrecht der Meldeverpflichrung 
unterworfen wurde - etwa weil er nicht der Gebarungskontrolle durch 
den RH unterliegt -, kann er bei der KommAustria die Befreiung von 
der MeldeverpOichtung beantragen. Die KommAustria hat sich sodann 
inhaltlich mit der Frage des Bestehens oder Nichtbestehens der Mel­
deverpOichtung auseinanderzusetzen. 

Die KommAustria hat im Rahmen eines Fest tellungsverfahrens mit 
Bescheid darüber abzusprechen, ob ein vom RH in dieser Liste genann­
ter Rechtsträger den BekanntgabepOichten des Medientransparenz­
gesetzes unterliegt. Darüber hinaus hat die KommAustria in einem 
Verwaltungsstrafverfahren (Verletzung von Meldepflichten gemäß 
§ 5 MedKF-TG) als Vorfrage über die Prüfungszuständigkeit des RH 
über diesen Rechtsträger zu entscheiden. Die KommAustria ersucht 
daher in solchen Verfahren den RH zur Abgabe einer Stellungnahme 
zur Frage der Prüfungszuständigkeit. 

(4) Der RH übennittelte der KommAustria bisher über 70 Stellung­
nahmen zu Fragen der Kontrollunterworfenheit diverser Rechtsträger 
(bspw. betreffend Gemeindeverbände oder Unternehmen ge etzlicher 
beruflicher Vertretungen oder betreffend das Herabsinken einer Unter­
nehmensbeteiligung der öffentlichen Hand). 

Die folgende Aufstellung gibt ei nen Überblick über Rechtsträger, flir 
die die KommAustria das Vorliegen der Prüfungszuständigkeit des RH 
als Vorfrage verneinte. und aussprach, dass mangels RH-Prüfungs­
zuständigkeit auch keine BekanntgabeverpOichtungen nach Medien­
transparenzgesetz gegeben seien: 
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Tabelle 2: laut KommAustria nicht meldepflichtige Rechtsträger 

AK OÖ Immobilienmanagement GmbH 

AK Vorarlberg Immobilien GmbH 

AK Vorarlberg Immobilien GmbH & Co KG 

Avitus 8eteiligungs GmbH 

8eta Seteiligungsgesellschaft m.b.H., 

Bonitas Versicl1erungsservice Gesellschaft m.b.H. 

CY8ERDOC Gesellschaft für Digitale Kommunikation im Notariat GmbH 

CYSERDOC Gesellschaft für Digitale Kommunikation im Notariat GmbH & Co KG 

Elektroaltgeräte Koordinierungsstelle Austria GmbH 

Epsilon 8eteiligungsgesellschaft m.b.H. 

fachhochschule Salz burg Forschungsgesellschaft mbH 

Fachhochschule Salz burg GmbH 

FHW Fachhochschulstudiengänge 8etriebs- und Forschungseinrichtungen der Wiener Wirtschaft GmbH 

Fonds der Wiener Kaufmannschaft 

Gebäudeerichtungs- und 8etriebsgesellschaft mbH 

GENOSTAR Rinderbesamung GmbH 

GWS Sau- und Verwaltungsgesellschaft mbH 

GWS Gemeinnützige Alpenländische Gesellschaft für Wohnungsbau und Siedlungswesen m.b.H. 

GWT Aus- und Weiterbildungs GmbH 

KitzKongre" GmbH 

LBG Surgenland Steuerberatung GmbH 

LBG Computerdienst GmbH 

LBG Consulting GmbH 

LBG Kärnten Steuer beratung GmbH 

L8G Niederösterreich Steuerberatung GmbH 

L8G Oberösterreich Steuerberatung GmbH 

L8G Österreich GmbH Wirtschaftsprüfung & Steuerberatung 

LBG Salzburg Steuerberatung GmbH 

L8G Steiermark Steuerberatung GmbH 

L8G Wien Steuerberatung GmbH 

LBG Wirtschaftsprüfung & Steuerberatung GmbH 

Lehrlingshäuser der Wirtschaftskammer Steiermark-Betriebsgesellschaft mbH 

LK - Gästehaus Gesellschaft m.b.H. 

LK-Immobilien GmbH 

LK-NÖ Holding GmbH 

LK-NÖ Versicherungsholding GmbH 

lk-projekt niederösterreich/wien GmbH 

MTC Marketing Team Creativ Werbeagentur Gesellschaft m.b.H. 

Niederösterreichische Versicherung AG 

NV Immobilien GmbH 

NV Immobilienmanagement GmbH 

NV Projektmanagement GmbH 

ÖGIZIN GmbH 

Österr. Akademie der Ärzte GmbH 
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Fortsetzung Tabelle 2: Laut KommAustria nicht meldepflichtige Rechtsträger 

Österreithischer Landarbeiterkammertag 

Parkhotel Salzburg GmbH 

Präsidentenkonferenz der landwirtschaftskammern Österreich 

Schauflergasse Immobilien GmbH 

Service-GmbH der Wirtschaftskammer Ö,terreich 

SlK Ge.mbH 

STN-Servicestelle für Tierproduktion in Niederösterreich Gesellschaft m.b.H. 

Urstein Infras.truktur GmbH 

Verlagshaus der Ärzte - Gesellschaft für Medienproduktion und Kommunikationsberatung GmbH 

WIFI International GmbH 

WIFI Kärnten GmbH 

WIFl OÖ GmbH 

Wirtschaft,kammer Salzburg Holding GmbH 

Wirtschaft.kammer Salz burg Holding GmbH & (0 KG 

WK Holding GmbH 

WKK Immobilien Errichtungs- und Betriebs-GmbH 

WKO Immobilienmanagement GmbH 

WKO Steiermark Service GmbH 

WKT Immobilien GmbH 

WKT Immobilien GmbH & (0 KG 

WKV Bildung.haus GmbH 

WKV Service GmbH 

Quellen: KommAustria; RH 

142 

Die meisten d ieser von der KommAustria als nicht meldepflichtig einge­
sruften Rechtsträger waren Unternehmen von gesetzlichen beruflichen 
Vertretungen (siehe auch TZ 7). Bei den Rechtsträgern _Präsidenten­
konferenz der Landwirtschaftskammern Österreich" und _Österreichi­
scher Landarbeiterkammertag" handelte es sich um Vereine, die von 
gesetzlichen beruflichen Vertretungen gebildet wurden. Der Fonds der 
Wiener Kaufmannschaft war ein Fonds einer gesetzlichen beruflichen 
Vertrerung. Der RH stützt seine Ptüfungszuständigkeit Für diese Rechts­
träger auf dieselben Argumente wie bei den Unternehmen gesetzlicher 
berunicher Vertretungen (siehe TZ 7), da es nach der Rechtsprechu ng 
des VfGH Für den Begriff der Unternehmung im Sinn des sechsten 
Hauptstücks des B-VG unmaßgebend ist, -in welcher Organisations­
form sie auftritt, ob sie Rechtspersönlichkeit besitzt oder nicht, ob zur 
Entfaltung der wirtschaftlichen Tätigkeit eine besondere Berechtigung 
notwendig ist, ob die Tätigkeit auf Gewinn berechnet ist u. dgl. In die­
sem allgemeinen Sinn gebraucht das Bundes-Verfassungsgesetz in den 
Art. 1 2Gb Abs. 2, 1 27 Abs. ) und 1 27a Abs. 3 den Ausdruck 'Unter­
nehmung:" (siehe etwa Vrslg. Nr. 10.609/ 1 965). 
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gesetzlichen beruf­

lichen Vertretungen 

Bund 2015/10 

(5) Die FeststellungslJescheide der KommAusrria sprechen nur jeweils 
über das (Nicht-)Bestehen von Meldeverpnichtungen nach dem 
Medientransparenzgesetz ab. 

6.2 Der R.H betont, dass er mangels Anlassfall den VfGH, der als ein­
ziger in der Frage der PrüFungszuständigkeit des RH zur Entscheidung 
berufen ist, noch nicht beFassen konnte. Er weist darauf hin, dass die 
Feststellungsbescheide der KommAustria nur über das (Nicht-)Beste­
hen von Meldeverpflichtungen nach dem Medientransparenzgesetz 
absprechen. Daher hebt der RH hervor, dass er mangels eines Erkennt­
nisses des VfGH über die Prüfungszuständig.keit des RH eine Rechts­
ansicht weiterhin aufrecht zu erhalten hat. Er inkludiert daher sämt­
liche Rechtsträger, die seiner Prüfungskompetenz unterliegen, in die 
der KommAustria zu übennittel nde liste. 

7.1 ( I )  Der RH ist gemäß Art. 1 27b Abs. I B-VG beFugt, die Gebarung 
der gesetzlichen beruflichen Vertretungen zu überprüfen. Art. 1 27b 
B-VG enrhält jedoch keine _ausdrückliche" Anfiihrung der Unterneh­
men gesetzlicher beruflicher Vertretungen wie etwa Art. 1 26b B-VG 
im Bereich der Unternehmen des Bundes. Eine solche .ausdrückliche" 
Erwähnung der Unternehmen erfolgt auch im Bereich der Überprüfung 
der Gebarung der Träger der Sozialversicherung (Art. 1 26c B-VG) nicht. 

(2) Die WirtschaFtskammer Pensionskasse AG und der PensionsFonds 
der Wirtschaftskammer Österreich ersuchten unter Berufung auf zwei 
Bescheide des Bundeskanzlers um .Streichung aus der Liste meldungs­
pflichtiger Rechtsträger". Nach diesen Bescheiden komme der Liste 
der der RH-Kontrolle unterworfenen Rechtsträger keine Bindungswir­
kung zu, sondern die KommAustria hätte jewei ls zu entscheiden, ob 
der RechlSträger den Meldepnichten nach Medientransparenzgesetz 
unterliege. Die Be cheide fUhrten diesbezüglich aus: • Vielmehr hat die 
Behörde (Anrn.: die KommAu trial im Einzel Fall selbst zu beurteilen, 
ob es sich um einen in § 2 Abs. I MedKF-TG angefUhnen Rechtsträ­
ger handelt." 

Die e Bescheide kommen zum Ergebnis, dass fiir die in der vom RH 
zu erstellenden Liste angefiihrten Unternehmen und Fonds der gesetz­
lichen beruOichen Vertretungen keine Meldepflicht besteh!. In  der 
Begründung dieser Bescheide wird jedoch auch darauf hingewiesen. 
dass die dadurch geschaffene Möglichkeit der gesetzlichen beruflichen 
Venretungen, durch Auslagerung ihrer Tätigkeiten in Unternehmen der 
RH-Kontrolle in diesem Bereich zu entgehen, nicht übersehen werde. 
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Die Bescheide hielten weiters fest. dass einer Entscheidung der Komm­
Austria keine Bindungswirkung hinsichtlich der Prüfungszuständig­
keit des RH zukomme. da der VfGH über _Meinungsverschiedenheiten 
zur Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen über die Zuständigkeit 
des RW - solche können sich anlässlich einer Gebarungsüberprüfung 
des RH in Form von Prüfu ngsbehinderungen bzw. -verweigerungen 
ergeben - zu entscheiden hat. 

(J) Der RH ist der Ansicht, dass aufgrund An. 1 27b B-VG grundsätz­
lich die gesamte Gebarung der ge etzlichen beruflichen Venretungen 
einer Kontrolle durch den RH unterliegt. Eine Ausnahme ist ledig­
lich in An. 1 27b Abs. J B-VG hinsichtlich der -'Ur die Gebarung in 
Wahrnehmung der Aufgaben als Interessenvenretung maßgeblichen 
Beschlüsse der zuständigen Organe der gesetzlichen beruflichen Ver­
tretungen" vorgesehen. Eine ausdrückliche Herausnahme der "Unter­
nehmen von gesetzlichen beruflichen Venretungen" aus der Kontroll­
zuständigkeit des RH erfolgte jedoch nicht. 

Der RH ist daher der Ansicht. dass eine Prüfu ngszuständigkeit unge­
achtet de Umstands besteht. ob diese Gebarung durch die gesetz­
liche berufliche Venretung selbst erfolgt oder ob das rur die Geba­
rung der gesetzlichen berufli hen Venrctung maßgebliche Handeln in 
Form eines Unternehmens erfolgt. Die gegenteilige Ansicht würde den 
gesetzlichen beruflichen Venretungen die Möglichkeit eröffnen, Teile 
ihrer Gebarung in Unternehmen auszulagern und damit der Geba­
rungskontrolle zu entziehen. 

Auch durch die Kompetenz zur Überprüfung der Gebarung der _gesam­
ten Staatswinschaft des Bundes" i.S.d. An. 1 26b Abs. t B-VG ist nach 
Ansicht des RH grundSätzlich auch das gebarungsrelevante Handeln 
von Unternehmen des Bundes umfasst. Abs. 2 leg. eit. konkretisien 
die Zuständigkeit des RH in diesem Bereich insoweit. als nur jene 
Unternehmen erfasst werden sollen, an denen der Bund allein oder 
gemeinsam mit anderen der RH-Kontrolle unterliegenden Rechtsträ­
gern mit m indestens 50 'lb beteiligt ist bzw.jene. die von diesen durch 
fmanzielle oder sonstige winschaftliche oder organisatorische Maß­
nahmen tatsächlich beherrscht werden. 

Weiters kann nach Ansicht de RH dem Verfassungsgesetzgeber nicht 
die Absicht unterstellt werden. anlässlich der Schaffung einer Bestim­
mung zur umfassenden Rechnungs- und Gebarungskontrolle im 
Bereich der gesetzlichen beruflichen Venretungen diesen gleichzeitig 
die Möglichkeit zu eröffnen. ihre Gebarung in Unternehmen auszu­
lagern. die dann nicht der Gebarungskontrolle durch den RH unter­
lägen. Damit könnte der Umfang der im B-VG vorgesehenen Geba-

Bund 2015110  
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rungskontrolle durch den RH letztlich durch die Wahl der Rechtsform 
- ob die Gebarung in Form eines Unternehmens einer gesetzlichen 
beruflichen Vertretung oder durch diese elbst vorgenomen wird - und 
somit einer Entscheidung der gesetzlichen beruflichen Venrctung fest­
gelegt werden. Ebenso liegen keine Erläuterungen vor, die eine solche 
Auslegung der Regelung in Art. 1 27b Abs. 1 B-VG nahelegen würden. 

Letztlich i t es auch unbestritten, dass der RH zur Prüfung der Geba­
rung von Unternehmen zuständig ist, an denen neben der gesetzlichen 
beruflichen Vertretung ein der RH-Kontrolle unterl iegender sonstiger 
Rechtsträger (z.B. der Bund oder ein Land) mit einem auch nur mini­
malen Anteil beteiligt ist. Es wäre daher systemwidrig, wenn dem 
gegenüber ein Unternehmen, an dem eine gesetzliche berufliche Ver­
tretung mit 100 % beteiligt ist. vom RH nicht geprüft werden könnte. 

Unter Hinweis auf diese Ausführungen ist daher auch vor dem Hinter­
grund des BVG MedKF-T darauf h inzuweisen. dass es im Sinne einer 
verfassungskonformen Interpretation im Ergebnis nicht zulässig sein 
kann. dass gesetzliche berufliche Venretungen beispielsweise 

- ein Unternehmen für Öffentlichkeitsarbeit gründen, 

- dieses Unternehmen die insofern gebarungswirksame Tätigkeit der 
Kammer wahrnimmt. 

- eine Gebarungskontrolle dieses Unternehmens nicht stattfInden 
kann. und 

- dieses Unternehmen - da es nicht in den Anwendungsbereich des 
Art. 1 27b B-VG fIele - auch keine Meldepflichten im Sinn des BVG 
MedKF-T trifft. 

Aufgrund der eben angemhrten Umstände nimmt der RH beim Wort­
laut des Art. 1 27b Abs. 1 B-VG daher eine planwidrige Lücke an, die 
durch eine analoge Anwendung der Bestimmungen über die Unterneh­
mensprüfung für den Bund. die Länder bzw. die Gemeinden zu schlie­
ßen ist. Der RH ist daher der Ansicht. dass die Unternehmen ge etz­
licher beruflicher VenrelUngen seiner Kontrolle unterliegen. 
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(4) Der RH überpruft laufend auch Unternehmen der gesetzlichen beruf­
lichen Vertretungen 10 und der Sozialversicherungsträgerl I .  Da diese 
Gebarungsüberprufungen jeweils von den Unternehmen der gesetz­
lichen beruOichen Venretungen zugelassen wurden, ergab sich bisher 
kein Anlassfall, den VfGH zur Entscheidung der Meinungsverschie­
denheit betreffend die Zuständigkeit des RH nach Art. 1 26a B-VG 
a nzurufen. 

(5) Auch hinsichtlich der Befragung gemäß § 5 Abs. 6 PartG zu abge­
schlossenen Rechtsge chäften zwischen Rechtsträgern. die der Kont­
rolle des RH unterliegen, und Beteiligungsunternehmen von Parteien 
(siehe Bericht zum Parteiengesetz) teilten Unternehmen der gesetz­
lichen berunichen Venretungen mit, dass aus ihrer Sicht die Voraus­
setzung für eine Bekanntgabepnicht nicht bestünde, da sie nicht der 
Kontrolle des RH unterliegen würden. Die Wirtschaflskammer Öster­
reich teilte schriftlich nach Ablauf der ge etzlichen Fri t Rechtsge­
schäfte ihrer Tochterunternehmen mit. Im Rahmen der PartG-Befra­
gung - eine Sonderaufgabe des RH - kann der RH den VfGH nicht 
mit der Frage der Prufungszuständigkeit befassen (siehe TZ 6). 

7.2 Der RH hatte bereits in seinen Tätigkeitsberichten 201 2  und 20\ 3 

(Reihe Bund 201 2/ \ 3  und 201 3 / 1 3) krit isch darauf hingewiesen, dass 
einzelne Kammern die Meinung vertreten. dass keine Prufungszustän­
digkeit hinsichtllieh ihrer Kammerunternehmen gegeben sei. weshalb 
diese Unternehmen auch keinen MeldepOichten bspw. hinsichtlich der 
von ihnen geschalteten Inserate unterliegen würden und auch nicht 
an die KommAustria zu melden hätten. 

Der RH weist daher neuerlich auf die unterschiedlichen Rechtsauffas­
sungen der KommAu tria. des Bundeskanzlers und des RH zur Pru­
fungszu tändigkeit des RH i m  Bereich der Unternehmen von gesetz­
lichen beruOichen Vertretungen hin. Diese unterschiedlichen Ansichten 
führen zu einem unklaren Vollzug der Medientransparenzgesetze. da 
die KommAu tria. bestätigt durch den Bescheid des Bundeskanzlers. 
Unternehmen gesetzlicher beruOicher Vertretungen als nicht kont­
rollunterworfen ansicht und daher die Meldepnicht verneint. 

Der RH sieht Handlungsbedarf hinsichtlich der gesetzlichen KlarsteI­
lung dieser Frage. Er hat in einen Tätigkeitsberichten (z.B. Reihe Bund 
2012/ 1 3  und 201 3/ 1 3) bereits darauf hingewiesen. dass eine Prufungs-

10 sirhr' ßfnchtC' d('S RII ..AK VorarlbC'rg Immobilien GmbU und AK VorarlbC'rg Immobili('n 
GmbH n Co KG" (Reiht' Kammt'T 2014/2) Mt�fT('nd zw('i Gt'sdlschaflen der AriK'iteT­
kammeT VOTilrlbc-rg; .. xrvi«-GmbH dt'r WiruchaftskammeT Oslt'rnich" (Rciht' Kam­
mtr 201 5/3) lK'lrttTC'nd (Ine: G('S('llschaft der WlnschaftskammtT Ost('�i('h 

11 zum Bt'ISpit'1 Bericht drs RH .P«ring POint 8C'triehs GmbW (Reiht' Bund 2012/ 10) 
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zuständigkeit hinsichtlich der Unternehmen der gesetzlichen beruf­
lichen Venretungen [und ihrer Teilorganisationen) besteht. 

8.1 ' 1 )  Die KommAustria stellte in weiteren Verfahren die Prüfu ngszustän­
digkeit des RH fest : 

Der Verband der Tanzlehrer Steiermarks unterlag als Körperschaft 
öffentlichen Rechts mit Zwangsmitgliedschaft als eine gesetzliche 
berufliche Interessenvertretung der Kontrolle des RH. Die Stiftung pri­
vate Pädagogische Hochschule Burgenland unterlag ebenfalls der RH­
Kontrolle, da die Stiftung von einer Mehrheit von Personen verwal­
tet wurde, die von Organen des Bundes bzw. des Landes Burgenland 
bestellt waren. Auch die HyCentA Research GmbH, deren Stammeinlage 
zu 50 <\b von der Technischen Universität Graz und somit einem durch 
Sondergesetz der RH-Kontrolle unterworfenen Rechtsträger gehalten 
wurde, unterlag der RH-Kontrolle. 

Die KommAustria folgte ebenfalls der in der Stellungnahme des RH 
geäußerten Ansicht, dass der unternehmerisch tätige Verein _Austrian 
Energy Agency- der RH-Kontrolle unterliegt. Die Bestellung des Ver­
ein,vorstands erfolgte mehrheitlich durch Rechtsträger, die der RH­
Kontrolle unterliegen. Darüber hinaus hatte einer der Rechtsträger die 
Möglichkeit, durch seinen Austritt au dem Verein diesen aufzulösen. 
Der RH chloss hieraus, dass der Verein von einern der RH-Kontrolle 
unterliegenden Rechtsträger durch organisatorische Maßnahmen tat­
sächlich beherrscht wird und gemäß An. 1 2Gb B-VG der RH-Kont­
rolle unterlag. 

(2) Der RH wird von Rechtsträgern kontaktiert und um Überprüfung 
ihrer Kontrollunterworfenheit und gegebenenfalls Streichung aus der 
vom RH an die KomrnAustria zu übermittelnden Liste der Rechts­
träger ersucht 12. Nach entsprechenden Einzel fal l-Erhebungen erfolgt 
gegebenenfalls die Streichung des Rechtsträgers, wie z.B. im Fall des 
WWTF - Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds. 
Die Recherchen des RH hatten ergeben, dass der Fonds nicht mehr 
mehrheillich von Organen des Bundes, der Länder oder der Gemein­
den oder von Personen, die von solchen Organen bestellt waren, ver­
waltet wurde. Dies war u.a. daraufzurückzufiihren, dass aufgrund der 
Autonomie der Universitäten - ungeachtet der Finanzierung durch 
den Bund - von Rektoren von Universitäten entsendete Organe nicht 
als Organe des Bundes gelten. 

Il Einige dieser Anrragen betrafen auch die Kontrollunterworfenheil im Lichte der Frage. 
ob der Rechulfäger verpflichtet sei. eine Meldung nach dem PartG abzugeben. 
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Im Zusammenhang mit dem Universitätsge etz 2002 weist der RH 
darauf hin. dass gemäß § 9 leg. eiL seine Prüfungszuständigkeit nur 
für von den Universitäten gegründete Gesellschaften. Vereine und Stif­
tungen vorgesehen ist, Fonds sind dabei nicht angeführt. Inwieweit 
solche Beschränkungen der Kontrollmöglichkeiten des RH durch die 
Autonomie der Universitäten beabsichtigt waren, war aus den Gesetzes­
materialien nicht nachvollziehbar. 

8.2 Der RH verweist auf die aufwändigen Einzelfallerhebungen, die zur 
Beurteilung der Prüfungszusländigkeit nötig sind. Darüber hinaus weist 
er auf die fehlende Prüfungszuständigkeit z.B. beim WWTF - Wiener 
Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds hin, die sich unter 
anderem daraus ergibt. dass nach Universitätsgesetz 2002 Angehörige 
der Universitäten nicht mehr dem Bund zuzurechnen sind. 

Aus Sicht des RH ist Handlungsbedarf hinsichtlich der KlarsteIlung der 
Auswirkungen der Autonomie der Universitäten auf die Prüfungszu­
ständigkeit des RH betreffend Fonds, die von Organen der Universi­
täten verwaltet werden, gegeben. 

9.1 Der Prüfungszuständigkeit des RH unterliegen öffentliche Unterneh­
men, an denen Gebietskörperschaften allein oder gemeinsam mit ande­
ren der RH-Kontrolle unterliegenden Rechtsträgern mit mindestens 
50 'lb beteiligt sind bzw. von diesen im Sinne des Art. 1 2Gb Abs. 2 
B-VG beherrscht werden. Die verfassungsrechUichen Bestimmungen 
stellen nicht auf den Sitz dieser Unternehmen ab. Der RH nahm daher 
auch insgesamt rd. 370 ausländische Rechtsträger in die halbjährlich 
der KommAustria zu übermittelnde Liste auf. Dies obwohl die Erfas­
sung und Aktual isierung der Daten ausländischer ffochter-)Unterneh­
men für den RH mit großem Erhebungsaufwand verbunden ist. 

Die KommAustria bezieht die Unternehmen mit Sitz im Ausland nicht 
in ihre Erhebung mit ein. Sie begründet dies damit. dass österrei­
chische Normen grundSätzlich nur im Bundesgebiet gelten und weder 
das MedKF-TG seine GÜltigkeit au f ausländische Rechtsträger aus­
dehne noch das Verwaltungsstrafrecht aur ausländische Rechtsträger 
anwendbar sei. Es rehle für die Anwendbarkeit des MedKF-TG auf 
ausländische Rechtsrräger nach Ansicht der KommAustria die recht­
liche Grundlage. 

9.2 Der RH hält fest, dass sowohl die gesetzlichen Regelungen seiner Prü­
fungszuständigkeit als auch sein gesetzlicher Auftrag zur Übermittlung 
der Liste der Rechtsträger an die KommAustria keine Sonderbestim­
mungen betreffend im Ausland ansässige Unternehmen enthalten. Die 

Bund 2015/10 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)52 von 76

www.parlament.gv.at



R 
H 
Der Kontrolle des RH unterworfene Rechtsträger Sonderaufgaben des RH nach den 

Medientransparenzgesetzen 

Handlungsbedarf 

Bund 2 0 1 �/10 

unterla ene Einholung von Meldungen über Werbeauflräge. Medien­
kooperationen und Förderungen ausländischer Unternehmen. die der 
RH-Kontrolle unterliegen. ist aus Sicht des RH nicht nachvollziehbar. 
Der RH weist darauf hin. da hierdurch Rechtsträgern die Möglich­
keit eröffnet wird. die Zielsetzung der Medientransparenzgesetze - die 
Förderung der Transparenz bei Medienkooperationen, bei der Erteilung 
von Werbeaufträgen und der Vergabe von Förderungen an Medienin­
haber - durch Verlagerung dieser Tätigkeiten auf ausländische (Toch­
ter)Unternehmen zu unterlaufen. 

10 I m  Zuge der Wahrnehmung der Aufgaben nach den Medientrans­
parenzgesetzen ergab sich aus Sicht de RH folgender Handlungs­
bedarf: 

( 1 )  Die Höhe der Bagatellgrenze von 5.000 EUR pro Quartal und 
Medium bzw. Medieninhaber wäre zu überdenken. (TZ 2 )  

( 2 )  Die Überrnittlungs- und Meldepnichten der kontrollunterwor­
fenen Rechtsträger gegenüber der KommAustria und dem RH wären 
zu entOechten. (TZ 4) 

(3 )  Eine gesetzliche Verpnichtung zur Meldung von Gründungen, 
AuOösungen owie Veränderungen in der Eigentums- und Beteili­
gungsstruktur von den der RH-Kontrolle unterliegenden Rechtsträ­
gern sowie im Zusammenhang mit der halbjährlichen Aktualisierung 
der vertretungsbefugten Organe durch den RH wäre einzuführen. 
(TZ 5) 

(4) Die Prüfungszuständigkeit des RH im Bereich der Umernehmen 
der gesetzlichen berunichen Vertretungen wäre klarzustellen. (TZ 7) 

(5) Die Auswirkungen der Autonomie der Universitäten auf die Prü­
fungszuständigkeit des RH betreffend Fonds, die von Organen der 
Universitäten verwaltet werden, wären zu klären. (TZ B) 
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Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes 

Sonderaufgaben des RH nach dem 

U nvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz 

Das mit dem Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz verfolgte 

Ziel. außergewöhnliche Vermögenszuwächse der Mitglieder der Bun­
desregierung und der Landesregierungen festzustellen und darüber 
an die Präsidenten der jeweiligen allgemeinen Vertretungskörper 

zu berichten. kann nur ungenügend erreicht werden. 

Mit den derzeitigen gesetzlichen Regelungen sind keine umfassenden 
Offenlegungs- und Meldepflichten vorgesehen: Es fehlt eine pnicht 
zur Angabe des Wens von Liegenschaften sowie Unternehmen und 
Umernehmensameilen. Kapitalvermögen und Verbindlichkeiten sind 
lediglich in einer Gesamtsumme darzustellen und in der Meldung 
sind nicht sämtliche Vermögensbestandteile anzugeben (etwa Kraft­
fahrzeuge. Kunstgegenstände und Sammlungen). 

Weiter� sind dem Präsidenten des RH keine Möglichkeiten einge­
räumt. die inhaltliche Richtigkeit oder Vollständigkeit der Meldungen 

zu prüfen. Die Aufgabe des Präsidenten des RH beschränkt sich auf 
die Entgegennahme und den jeweiligen Vergleich der ErkJänlngen 
zum Vermögensstand der meldepflichtigen Personen. Schließlich ist 

nicht hinreichend definiert. wann im inne des gesetzlichen Begri ffs 
_außergewöhnlicher VermögensZllwachs" ein solcher vorliegt. 

Da die Beuneilung eines außergewöhnlichen Vermögenszuwachses 

ausschließlich aufgrund der abgegebenen Meldungen erfolgen kann. 
ist eine verlässliche Aussage über die tatsächlichen Vermögensver­
hältn isse der meldepnichtigen Personen nicht möglich. 
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Ziel dieses Wahmehmungsberichts ist eine Darstellung der dem RH 

übertragenen Aufgaben und der Vollzugsprobleme im Bereich des 

Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes (Unv-Transparenz-G). 
(TZ I )  

Die in § Ja Unv-Transparenz-G vorgesehenen Meldepflichten der 
Mitglieder der Bundesregierung und der Landesregierungen verfol­
gen das Ziel, außergewöhnliche Vermögenszuwächse bei den mel­

depflichtigen Personen feststellen zu können und gegebenenfalls 
darüber an die Präsidenten der jeweiligen allgemeinen Vertretungs­
körper zu berichten. Da die Beurteilung nur aufgrund eines Ver­

gleichs der Angaben der meldepflichtigen Personen erfolgen kann 

und keine inhaltlichen Prüfrechte des RH in diesem Bereich vorge­
sehen sind, ist eine Beurteilung der Vollständigkeit und Richtigkeit 
der abgegebenen Meldungen nicht möglich. Das Ziel des Gesetzes 
kann daher nur ungenügend erreicht werden. (TZ I ,  2 )  

Der Umfang der Meldepflichten in  § Ja Unv-Transparenz-G ermög­

licht keine Beurteilung der tatsächlichen Vermögens lage der mel­
depflichtigen Personen, da etwa 

- der Wert der Liegenschaften nicht anzugeben ist, 

- Kapitalvermögen im Sinne des § 69 Abs. I Z I Bewertungsge­
setz 1 955 nur als Gesamtsumme anzugeben ist, und somit wei­

tere wesentliche Vermögensbestandteile nicht anzugeben sind. 

- keine Angaben zum Wert der Unternehmen und Anteilsrechte an 

Unternehmen erfolgen müssen und 

- keine über die bloße Summe hinausgehenden Angaben zum Stand 

des Vermögens und der Verbindlichkeiten in die Meldung zum 
Vermögensstand aufzunehmen sind. (TZ J,  G) 

Die "quasi-notarielle Funktion" des Präsidenten des RH beschränkt 
sich auf die Entgegennahme der im Gesetz vorgesehenen Erklä­
rungen sowie auf die Feststellung der Änderungen im Vermögens­
stand durch den Vergleich der übermittelten Angaben. Der Präsident 
des RH wird jedoch nicht ermächtigt, die materielle Richtigkeit oder 
die Vollständigkeit der erstatteten Meldungen, insbesondere auch 

nicht der ersten - und im gegebenen Zusammenhang wohl auch 
entscheidenden - Meldung, zu überprüfen. Darüber hinaus sind 
keine Sanktionen für den Fall einer unvollständigen oder unrich­

tigen Meldung bzw. für den Fall des Unterbleibens der Meldungen 
vorgesehen. (TZ 4) 
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Sonderaufgaben des R H  nach dem 
Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz 

Da das Gesetz keine klare Defmition des Begriffs "außergewöhn­

licher Vermögenszuwachs" enthält, kann der RH bei dieser Beurtei­

lung lediglich die Angaben in der Erstmeldung zum Amtsantritt, die 
wiederkehrenden Meldungen und die gesetzlich festgelegten Bezüge 
der meldepflichtigen Personen als Beurteilungsmaßstab heranzie­

hen. (TZ 5) 

Der Umfang der derzeit ge etzlich vorgesehenen Meldepflicht ermög­
licht es dem RH nicht, eine verlässliche Aussage über das tatsäch­
liche Vermögen der Meldepflichtigen sowie allenfalls eingetretener 

.. außergewöhnlicher Vermögenszuwächse" zu treffen. (TZ 3) 

Die Regelung zur Berichterstattung über einen "außergewöhnlichen 
Vermögenszuwachs" an die Präsidenten der jeweiligen allgemeinen 
Vertretungskörper führt nicht näher aus, welche Veranlassungen 
bzw. Verpflichtu.ngen ein allfalliger Bericht des Präsidenten des RH 
über einen "außergewöhnlichen Vermögenszuwachs" gemäß § 3a 

Abs. 3 Unv-Transparenz-G an die Präsidenten der gesetzgebenden 
Körperschaften für diese auslöst. (TZ 7) 

1 1 1 )  Gemäß § 3a Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz 

IUnv-Transparenz-G) haben die Mitglieder der Bundesregierung (ein­
schließlich der Staatssekretäre) und Landesregierungen (in Wien der 
Bürgermeister und die Mitglieder des Stadtsenats) nach Amtsantritt, 

danach jedes zweite Jahr und beim Ausscheiden aus dem Amt dem 
Präsidenten des RH ihre Vermögen offenzulegen. Bei außergewöhn­

lichen Vcrmögenszuwächsen hat der Präsident des RH dem Präsi­
denten des Nationalrats oder de betroffenen Landtags zu berichten. 

Außerdem haben die Mitgl ieder des Nationalrats oder Bundesrats 
zu melden, wenn sie eine leitende Stellung in Aktiengesellschaften 
oder in Gesellschaften mit beschränkter Haftung in bestimmten Win­
schaftssektoren (Bauwesen, Handel, Industrie und Verkehr) einnehmen. 

Zur Vorbereitung der Behandlung dieser Angelegenheit im Unverein­
barkeitsausschuss ersucht der Präsident des Nationalrats den RH um 
Mitteilung. welche der gemeldeten Unternehmen in die PrUfungskom­

petenz des RH fallen. Außerdem ersucht er den RH, festzustellen, ob 
eine der gemeldeten Beteiligungen von den Mitgliedern der Bundes­
regierung an Unternehmen ein Ausmaß von über 25  % erreicht und 
ob diese Unternehmen unter die PrUfungskompetenz des RH fallen. 
Zur Beantwortung dieser Anfragen sichtet der RH die Daten der ange­
fragten Unternehmen. 
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(2) Ziel dieses Wahrnehmungsberichts ist eine Darstel lung der dem 
RH übenragenen Aufgaben und der Vollzugsprobleme im Bereich des 
Unv-Transparenz-G. 

2.1 Mit der Novelle des Unvereinbarkeitsgesetzes im Jahr 1 983 - die auf 
dem Initiativantrag 64/A vom 1 1 .  November 1 983 basiene - wurden 
dem Präsidenten des RH im § 3a Aufgaben im Rahmen des Unver­
einbarkeitsgeseues übenragen. Diese Best immung laulet seither im 
Wesentlichen unveränden: 

.§ 3a. (Verfassungsbestimmung) ( J )  Die Milglieder der Bundesregie­
rung, die Staatssekretäre, die Mitglieder der Landesregierungen und in 
Wien der Bürgermeister sowie die weiteren Mitglieder des Stadtsenates 
sind verpflichtet, jedes zweite Jahr sowie innerhalb von drei Monaten 
nach Amtsantritt und nach Ausscheiden aus ihrem Amt dem Präsi­
denten des Rechnungshofes ihre Vermögensverhällnisse offenzulegen. 

(2) Offenzulegen sind: 

I .  Liegenschaften unter genauer Bezeichnung der Einlagezahl und der 
Katastralgemeinde; 

2. da Kapitalvermögen im Sinne des § 69 Abs. I Z I des Bewenungs­
gesetzes 1 955 in einer Summe; 

3.  Unternehmen und Anteilsrechte an Unternehmen unter Bezeich­
nung der Firma; 

4. die Verbindlichkeiten in einer Summe. 

(3) Der Präsident des Rechnungshofes hat im Fall außergewöhnlicher 
Vermögenszuwächse dem Präsidenten des Nationalrates beziehungs­
weise dem Präsidenten des Landtages zu berichten; diese können auch 
vom Präsidenten des Rechnungshofe jederzeit eine Berichterstattung 
verlangen.· 

Die Erläuterungen zu diesem Initiativantrag fUhren aus: .Adressa/ der 

Offeliiegulig is/ ill ers/er Ullie der Präsidell/ des ReeilnungslroJes, der 

in Fällen außergewöhnlicher Vemrögenszuwäelrse darüber dem Prä­

iden/en de Na/ionalra/es zu berich/en lrar. Darüber hinaus lra/ der 

Präsiden/ des jeweiligen Organs der Gese/zgebung das Reell/, jederzei/ 

vom Präsiden/en des ReellllungsllOJes die Ers/allung eines Beriell/es 

zu verlangen. Im Hinblick auJ die durch diese Novelle neu geschaJ-

Bund 2015/10 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)62 von 76

www.parlament.gv.at



R 
H 
Aufgaber des Prasidenten des RH Sonderaufgaben des RH nach dem 

Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz gemaß § 3a U v-Transp � 

Umfang der 

Meldepflichten 

Bund 2015/10  

fene Aufgabe des Präsidelllen des Rechnung hofe war eine Bestim­

mung im Verfassung rang ZU schaffell (vgl. VjSlg. 4 106 und 6885). · 

Zu der mit der Novelle 200S1 erfolgten Aufhebung des letzten Satzes 

in § 3a Abs. 3 Unv-Transparenz-G (.Zum Zweck der Berichterstat­
tung kann der Prä ident des Rechnungshofes die Vorlage des Vermö­
gensteuerbescheides einer der im Ab . I genannten Personen verlan­
gen.·) enthalten die Gesetzesmaterialien keine näheren AustUhrungen. 

Durch die e Aufhebung wurden die Möglichkeiten des Präsidenten 
des RH bei der Beurteilung. ob ein .außergewöhnlicher Vermögens­
zuwachs· vorliegt. beschränkt. Die Befugnisse des Prä identen des RH 
beschränken ich auf die Entgegennahme der Vermögensmeldungen 
sowie auf die Feststellung der Änderungen im gemeldeten Vermögens­

tand millels Vergleichs der ubermillelten Angaben (siehe näher TZ 4). 

Da Unvereinbarkeitsgesetz wurde zuletzt 2012  geändert ; da die Verfas­

sungsbestimmung des § 3a Unv-Transparenz-G nicht geändert wurde. 
ergaben sich tUr den Präsidenten des RH durch die e Novelle auch 
keine geänderten Aufgaben. 

2.2 Der RH weist darauf hin. da der Präsident des RH bei der Beurtei­
lung. ob bei einer meldepflichtigen Person allenfalls ein .außergewöhn­
licher Vermögenszuwachs· vorliegt. ausschließlich auf die Angaben 

der meldepflichtigen Personen beschränkt ist. und keinerlei inhaltliche 
PlÜfrechte vorgesehen sind (siehe im Detail TZ 4). Diese Beurteilung 

kann nur aufgrund eines Vergleichs der Angaben der meldepflichti­
gen Personen erfolgen. 

Der RH sicht daher Handlungsbedarf im Zusammenhang mit den 

Möglichkeiten zur Feststellung des außergewöhnlichen Vermögens­
zuwach es in den Vermögensverhältnissen meldepflichtiger Personen 
(siehe TZ 4 bis 6). 

3.1 ( I )  Ocr Umfang der Meldepflichten ergibt sich aus § 3a Abs. 2 
Unv-Transparenz-G. Die Meldepflicht bezieht sich auf vier Katego­
rien von Vermögen: Liegenschaften. Kapitalvermögen. Unternehmen 
und Anteilsrechte an Unternehmen sowie Verbindlichkeiten. Der Mel­
deumfang in den vier Kategorien ist - wie im Folgenden näher aus­
geführt - einge chränkt. 

I BGB!. t Nr. 2/200ll 
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Hinsichtlich der Liegenschaften besteht keine Verpnichtung, den Wen 

der Liegenschaften anzugeben; dieser Wen könnte sich aus dem Kauf­
preis oder dem - wie es das im Entwurf vorliegende Steuerreformge­
setz 201 5/201 6 vorsieht - .. Grundstückswen als Bemessungsgrundlage" 

ergeben. Ebensowenig ist die Art der Liegenschaft näher zu bezeich­
nen oder die An. wie diese Liegenschaft genutzt wird. 

(3) Kapital vermögen 

Das Kapitalvermögen ist lediglich in einer Gesamtsumme anzugeben, 
nicht aufgeglieden nach einzelnen Positionen. Über den Verweis auf 
das .. Kapitalvermögen im Sinne des § 69 Abs. 1 Z I des Bewertungs­
gesetzes 1 955" umfasst die MeldepOicht betreffend Kapitalvermögen : 

a) verzinsliche und unverzinsliche Kapitalforderungenjeder Art, soweit 
sie nicht unter lit. b und c fallen; 

b) Spareinlagen, Bankguthaben, Postscheckguthaben und sonstige lau­
fende Guthaben, inländische und ausländische Zahlungsmittel; 

c) Aktien oder Anteilsscheine, Geschäftsanteile, andere Gesellschafts­
einlagen, Geschäftsguthaben bei Genossenschaften und Genussscheine; 
Genussscheine im Sinne des § 6 des Beteiligungsfondsgesetzes und 
junge Aktien im Sinne des § 1 8  Abs. 3 Z 4 des Einkommensteuerge­
setzes 1988 gehören, solange sie bei einem inländischen Kreditinsti­

tut hinterlegt sind, nur insoweit zum sonstigen Vermögen, als ihr Wen 
insgesamt 1 4.500 EUR übersteigt; 

d) Wirtschaftsgüter im Sinne der lit. a bis c gehören nicht zum sons­
tigen Vermögen. soweit deren Enräge der Steuerabgeltung gemäß § 97 
des Einkommensteuergesetzes 1 988 unterliegen. 

Da das Unv-Transparcnz-G auf die übrigen Ziffern Z bis 1 1  des § 69 
Abs. 1 Bewertungsgesetz 1955 nicht verweist, sind beispielsweise fol­
gende VernlögenSwerte nicht erfasst: 

- der Kapitalwert von Nießbrauchsrechten und von Rechten auf Renten 

und andere wiederkehrende Nutzungen und Leistungen (Z Z ieg. cit.), 

- Urheberrechte (Z 4 leg. cil.), 

- Kraftfahrzeuge und Anhänger, Luftfahrzeuge, Motor- und Segel­
boote, Motor- und Segeljachten (Z 8 leg. ci!.), 

1 60 Bund 2 0 1 5/10  
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- Edelmetalle (Z 9 leg. eiL), 

- Kunstgegenstände und Sammlungen (Z 1 1  leg. eit). 

Da § 69 Abs. I Bewellungsgesetz 1955 zuletzt 1 993 geändell wurde,2 
ist unklar, ob auch anderc Vermögenswelle - wie etwa Privatstif­
tungen nach dem später erlas enen Privatstiftungsgesetz] oder die 
Welle von Finanzanlageinstrumenten (wie etwa Derivaten, Optionen, 
Futures, Swaps oder Indexzelliftkaten) - vom meldepnichtigen Kapi­
talvermögen umfasst sind. 

(4) Unternehmen und Anteilsrechte an Unternehmen 

Bei den Unternehmen und Anteilsrechten an Unternehmen ist die 
Bezeichnung der Firma anzugeben. Weitere Angaben, aus denen etwa 
der VermögensweIl der Anteile an diesem Unternehmen ableitbar ist, 
sind im Meldungsumfang nicht vorgesehen. 

(5) Verbindlichkeiten 

Bei den Verbindlichkeiten ist - ebenso wie beim Kapitalvermögen -
lediglich die Gesamtsumme anzugeben. Es besteht keine Verpnich­
tung, etwa All und Umfang einzelner Verbindl ichkeiten darzulegen. 

),2 Der RH wcist darauf hin, dass die vom Gesetzgeber angestrebten Ziele 
des Unv-Transparenz-G - vor allem die Abklärung eines .außerge­
wöhnlichen Vermögenszuwachses· und die Information an die Prä­
sidenten der jeweiligen allgemeinen Vemetungskörper über das Vor­
liegen einer solchen Veränderung im Vermögen -, nur eingeschränkt 
erreichbar sind, weil in dcn Meldungen wesentliche Vermögensbestand­
teile (z.B. Kraftfahrzeuge oder Kunstgegenstände und Sammlungen) 
nicht a nzugeben sind bzw. aufgrund der All der Darstellung ihr Weil 
nicht ermittelbar ist (insbesondere hinsichtlich der Angabe von Kapi­
talvermögen und Verbindl ichkeiten nur in einer Gesamtsumme sowie 
des nicht meldepflichtigen Wens von Liegenschaflen und Unterneh­
men bzw. Untemehmensantcilen). Diese - nicht anzugebenden - Ver­
mögen welle können aber relevant sein, um einen tatsächlichen . Ver­
mögenszuwachs· beulleilen zu können. 

1 BGBI. Nr. t 2/ t 99] 
) BGBI. N r. 694/ 199] 
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Der Umfang der derzeit gesetzlich vorgesehenen Meldepnicht ermög­
licht es dem RH daher nicht, eine verlässliche Aussage über das tat­
sächliche Vermögen der Meldepflichtigen sowie allenfalls eingetretener 
_außergewöhnlicher Vermögen zuwächse- zu treffen. 

Es besteht daher Handlungsbedarf in Form einer weitergehenden Kon­
kretisierung und Determinierung der vom Unv-Transparenz-G gefor­
derten Angaben im Rahmen der Vermögensmeldung. Dieser Hand­
lungsbedarf umfasst 

- weitere Angaben zum Wert der Liegen chaften (§ 3a Ab . 2 Z I 
Unv-Transparenz-G), 

- eine Anpassung des Verweises auf § 69 Bewertungsgesetz 1 955 in 
§ 3a Abs. 2 Z 2 Unv-Transparenz-G zur verbesserten Berücksichti­
gung der tatsächlichen Vermögenslage, 

- weitere Angaben zum Wert der Unternehmen und der Anteilsrechte 
an Unternehmen (§ 3a Abs. 2 Z 3 Unv-Transparenz-G) sowie 

- über die Ge amtsumme hinausgehende Angaben zum Stand des 
Vermögens und der Verbindlichkeiten (§ 3a Abs. 2 Z 2 und Z 4 

Unv-Transparenz-G). 

Zur Erreichung des Ziels des Unv-Transparenz-G - _außergewöhn­
liche Vermögenszuwächse- bei den der Meldepflicht unterliegenden 
Personen feststellen zu können - wäre darüber hinaus bei der Kate­
gorie Kapitalvermögen der Verweis auf § 69 Abs. I Bewertungsgesetz 
1955 an die geänderten wirtschaftlichen Gegebenheiten und im Sinn 
einer umfassenden Angabe vermögenswerter Gegenstände anzupassen. 

4.1 ( I )  Dem Präsidenten des RH kommt bei der Vollziehung des Unv­
Transparenz-G die Aufgabe zu. die Vermögensmeldungen der mel­
depnichtigen Personen entgegenzunehmen und die e für eine allf<il­
lige Berichterstatlung an den Präsidenten des jeweiligen allgemeinen 
Vertretungskörpers aufzubewahren, sowie im Fall außergewöhnlicher 
Vermögenszuwächse dem Präsidenten des Nationalrats beziehungs­
weise dem Präsidenten des jeweiligen Landtags darüber zu berichten. 

Die Befugnisse des Präsidenten des RH beschränken sich daher - ver­
gleichbar den Befugnissen im Zusammenhang mit der Vollziehung des 
Parteiengesetzes - auf eine _quasi-notarielle Funktion-, nämlich auf 
die Entgegennahme der im Gesetz vorgesehenen Erklärungen sowie 
den Vergleich der übermitlellen Angaben zum Vermögensstand. um 
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einen al lfalligen .außergewöhnlichen Vermögenszuwachs" feststellen 
zu können. Der Präsident des RH ist jedoch nicht ermächtigt. die mate­
rielle Richtigkeit oder die Vollständigkeit der erstatteten Meldungen, 
insbesondere auch nicht der ersten - und im gegebenen Zusammen­
hang wohl auch entscheidenden - Meldung zu überprüfen. 

Darüber hinaus sind im Unv-Transparenz-G keine Sanktionen rur den 
Fall vorgesehen, dass sich eine Meldung des Vermögens nachträglich 
als unvollständig oder unrichtig herausstellt bzw. die gesetzlich vor­
gesehenen Meldungen unterbleiben. 

(2) Die Frist zur Erstattung der Meldungen beginnt bereits mit dem 
Amtsantritt bzw. dem Au cheiden aus dem Amt ZU laufen und ist 
daher nicht von einer Aufforderung durch den RH abhängig. Dessen 
ungeachtet übermittelt der RH vOn sich aus bei Amtsantritt eines Mel­
depflichtigen bzw. bei dessen Ausscheiden aus dem Amt sowie (wie­
derkehrend) alle zwei Jahre unter Hinweis auf die bestehende geselz­
liehe Verpflichtung ein Formular an die zur Offenlegung verpflichteten 
Personen. 

4.2 Wie bei den Aufgaben des RH nach dem Partciengesetz handelt es 
sich bei den durch § 3a Unv-Transparenz-G dem Prä identen des RH 
übertragenen Aufgaben um quasi-notarielle Aufgaben. die mit keiner 
inhaltlichen Kontrolle durch den RH verbunden sind. 

Im Hinblick auf das Ziel der Offenlegungspnichten gemäß § 3a 
Unv-Transparenz-G besteht Handlungsbedarf insbesondere hinsicht­
lich einer Verankerung einer Verpflichtung zur vollständigen und rich­
tigen Meldung der Vermögenswerte. Ebenso wären Sanktionen für den 
Fall der Nichtvorlage der Meldungen vorzusehen. 

5.1 ( I )  Neben der Entgegennahme und Verwahrung der Erklärungen zum 
Vermögen obliegt dem Prä identen des RH die Feststellung eines 
.außergewöhnlichen Vermögenszuwachses", um darüber an den Prä­
sidenten des jeweiligen allgemeinen Vertretungskörpers berichten 
zu können. Nähere Anhaltspunkte, wann ein Vermögenszuwachs als 
.außergewöhnlich" zu betrachten ist. liefern weder das Unv-Tran -
parenz-G noch die Materialien.4 Das Gesetz enthält daher keine klare 
Definition des Begriffs .außergewöhnlicher Vermögenszuwachs". 

Eine Wortinterpretation erschließt. dass Umstände, die üblicherweise 
zu einer geldwerten Veränderung im Vermögen führen - wie beispiels-

4 I.nitiativantrag 64fA XVI. GP und �riC"hl des VerfassungsausschUSS<.'5. 1 54  BlgNR XVI. GP 
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weise das Antreten einer Erbschaft, der Verkaur von Immobilien, die 
Entwicklung eines Aktienportrolios, die Auszahlung von Lebensversi­
cherungen -, nicht als außergewöhnlich zu betrachten sind. 

(2) Da vor einer allfälligen Berichterstanung an den Präsidenten des all­
gemeinen Venretungskörpers abzuklären ist, ob überhaupt ein .außer­
gewöhnlicher Vermögenszuwachs· vorliegt, ersucht der Präsident des 
RH daher bei einer aurgrund der Angaben allein nicht erklärbaren Ver­
änderung im gemeldeten Vermögen im Vergleichszeitraum die betrer­
rende Person um Darlegung der näheren Umstände dieses Vermögens­
zuwach e ; das Gleiche gilt ftir eine außergewöhnliche Verringerung 
der Schulden. 

(3) Die Feststellung eines außergewöhnlichen Vermögenszuwachses 
hängt dabei ausschließlich von der Qualität der erstatteten Meldungen 
ab. 

So erhält der RH auch Meldungen, wonach sich seit der letzten Mel­
dung keine Änderung im Bereich Liegenschaften, Kapitalvermögen, 
Unternehmen(santeile) und Verbindlichkeiten ergeben habe. Angesichts 
de zweijährigen Intervalls zwischen den zu erstattenden Meldungen 
erscheint es sowohl aurgrund der übl icherweise in einem solchen Zeit­
raum auftretenden Veränderungen im Vermögen jeder natürlicher Per­
son und auch aurgrund der Höhe der Bezüge der meldepnichtigen Per­
sonen (die sich aus dem Bundesverfassungsgesetz über die Begrenzung 
von Bezügen öITentlicher Funktionäre und dem Bundesbezügegesetz 
ergeben) rraglich, ob solche Meldungen den tatsächlich vorliegenden 
Vermögensverhältnissen ent prechen. 

Dasselbe gilt ftir Meldungen mit der Angaben Null bei den oITenzu­
legenden Vermögenskategorien. Dies würde bedeuten, dass sämtliche 
Einkünfte ausgegeben würden, und kein Kapitalvermögen, keine Ver­
bindlichkeiten, kein Immobilienbesitz oder keine Anteile an  Unterneh­
men vorliegen. Auch hier kommt dem Präsidenten des RH - aurgrund 
der gesetzlichen Au gestaltung seiner Aurgabe als .quasi-notarieIl" -
keine Möglichkeit zu, die inhaltliche Richtigkeit oder die Vollständig­
keit der erstatteten Meldungen zu überprüren; dies selbst dann nicht, 
wenn die Meldungen dem Anschein nach nicht den tatsächlichen Ver­
hältni sen entsprechen. da ein weiteres Vorgehen nur dann möglich 
ist, wenn sich aus den Angaben ein .außergewöhnlicher Vermögens­
zuwach • ergibt. 

5.2 Vor dem Hintergrund potenziell unzureichender und unrichtiger Anga­
ben ist die objektive Aussagekraft der Feststellung eines .außerge­
wöhnlichen Vermögenszuwachses· durch die derzeitigen gesetzlichen 
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Rahmenbedingungen eingeschränkt. Das Ziel des Unv-Transparenz-G 
kann daher nur ungenügend erreicht werden (siehe hiezu auch TZ 3). 
Es besteht daher Handlungsbedarf zur gesetzlichen KlarsteIlung des 
Begriffs .außergewöhnlicher Vermögenszuwachs". Weiters weist der RH 
auf den bestehenden Handlungsbedarf zur Konkretisierung der gesetz­
lichen Offenlegungspflichten hinsichtlich der Vermögensbestandteile 
gemäß § 3a Abs. 2 Unv-Transparenz-G hin. 

6.1 Das Ausmaß des Vermögenszuwachses wird durch einen Vergleich der 
zuletzt einlangenden Meldung mit der zwei Jahre zurückl iegenden 
Meldung des Vermögens zum Stichtag 1 .  Jänner eines Jahres (bzw. 
dem Zeitpunkt des Amtsantrins) erminelt. Unter Zugrundelegung der 
Umstände des Einzelfalls und im Hinblick auf den zweijährigen Mel­
derhythmus kann als eine weitere Beurteilungsgröße das in diesem 
Zeitraum erzielbare Einkommen herangezogen werden. Dieses lässt 
sich bei politischen Funktionären aus den hiefür maßgeblichen Rechts­
vorschriften ableiten (Bundesbezügegesetz; Bundesverfassungsgesetz 
über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre, Kundma­
chung des Präsidenten des Rechnungshofes über den Anpassungsfak­
tor zur Ermittlung der Höhe der Bezüge öffentlicher Funktionäre). 

6.2 Der RH weist neuerlich auf den bestehenden Handlungsbedarf zur 
Konkretisierung der gesetzlichen Offenlegungspflichten hinsichtlich 
der Vermögensbestandteile gemäß § 3a Abs. 2 Unv-Transparenz-G 
hin (siehe TZ 3). 

7.1 Die Regelung zur Berichterstanung über einen .außergewöhnlichen 
Vermögen zuwachs" an die Präsidenten der jeweiligen allgemeinen 
Vertretungskörper führt nicht näher aus, welche Veranlassungen bzw. 
Verpflichtungen ein allf<iIliger Bericht des Präsidenten des RH über 
einen .außergewöhnlichen Vermögenszuwachs" gemäß § 3a Abs. 3 
Unv-Transparenz-G an die Präsidenten der gesetzgebenden Körper­
schaften für diese auslöst. 

7.2 Mangels Regelung der von den Präsidenten der jeweiligen Vertretungs­
körper zu setzenden Schrine nach einem Bericht des Präsidenten des 
RH über einen .außergewöhnl ichen Vermögenszuwachs" besteht dies­
bezüglicher Handlungsbedarf zur gesetzlichen KlarsteIlung. 
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8 Der RH stellt in Bezug auf das Unvereinbarkeits- und Transparenz­

Gesetz (Unv-Transparenz-G) folgenden Handlungsbedarf fest :  

( 1 )  Zur Verbes erung der vom Unv-Transparenz-G angestrebten 
Transparenz im Bereich der Vermögenslage der meldepflichtigen 

Personen sollten Möglichkeiten zur Feststellung des "außergewöhn­
lichen Vermögenszuwachses" in den Vermögensverhältnissen der 
meldepflichtigen Personen vorgesehen werden. (TZ 2) 

(2) Der Begriff des .außergewöhnlichen Vermögen zuwachses" in 
den Vermögensverhältnissen meldepflichtiger Personen wäre gesetz­
lich klarzustellen. (TZ 5) 

(3) Um das Ziel des Gesetzes, nämlich eine Fe tstellung .außerge­
wöhnlicher Vermögenszuwäc.hse" zu erreichen, sollte eine weiter­
gehende Konkretisierung und Determinierung der vom Unv-Trans­

parenz-G geforderten Angaben erfolgen. Diese umfa st 

- weitere Angaben zum Wert der Liegenschaften (§ 3a Abs. 2 Z 
Unv-Tran parenz-G), 

- eine Anpassung des Verweises auf § &9 Bewertungsgesetz 1 955 

in § 3a Abs. 2 Z 2 Unv-Transparenz-G zur verbesserten Berück­
sichtigung der tatsächlichen Vermögenslage, 

- weitere Angaben zum Wert der Unternehmen und Anteilsrechte 
an Unternehmen (§ 3a Abs. 2 Z 3 Unv-Transparenz-G) sowie 

- über die Gesamtsumme hinausgehende Angaben zum Stand des 
Vermögens und der Verbindlichkeiten (§ 3a Abs. 2 Z 2 und Z 4 
Unv-Transparenz-G). (TZ 3)  

(4) Bei der Angabe hinsichtlich des Kapitalvermögens sollte der 
Verweis auf § 69 Abs. 1 Bewertullgsgesetz 1 955 an die geänderten 
wirtschaftlichen Gegebenheiten und im Sinn einer umfassenden 
Angabe vermögenswerter Gegenstände angepasst werden. (TZ 3 )  

(5 )  Für eine verbesserte Qualität der Vermögensmeldungen wäre 
eine gesetzliche Verpflichrung zur vollständigen und richtigen Mel­
dung der Vermögens werte vorzusehen. Ebenso wären Sanktionen 
fiir den Fall der Nichtvorlage vorzusehen. (TZ 4 bis 6) 

Bund 2015/10 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)70 von 76

www.parlament.gv.at



R 
H 
Handlungsbedarf 

Bund 2 0 1 5/10 

Sonderaufgaben des RH nach dem 
Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz 

(6) Es sollten die von den Präsidenten der jeweiligen allgemeinen 
Vertretungskörper zu setzenden Schritte nach einem Bericht des 

Präsidenten des RH über einen außergewöhnlichen Vermögenszu­
wachs gesetzlich klargestellt werden. (TZ 7)  

Wien, im Juli 201 5  

Der Präsident: 

Dr. Joser Moser 
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Bisher erschienen: 

Reihe Bund 201 5/ 1  

Reihe Bund 201 5/2 

Reihe Bund 201 5/3 

Reihe Bund 201 5/4 

Reihe Bund 201 5/5 

Bericht des Rechnungshofes 
- EU-Finanzbericht 201 2 
- Liegenschaftsverkauf Schloss Reifnitz 
- Schulver.mche 
- Unterstützungsinstitut der Bundespolizei 

Beri.cht des Rechnungshofes 
- Wirkungen rechtlicher und personalwirtschaftJicher Maßnahmen auf 

das Pensionsantrittsalter in ausgewählten Ressorts 
- Umbau des Palais Kaunitz für die Anti-Korruptionsakademie (IACA) in 

Laxenburg 
- Steuerung und Qualitätssicherung in gerichtlichen Strafverfahren am 

Beispiel ausgewählter Gerichte 

Bericht des Rechnungshofes 
- OeSlerreichische Nationalbank - Gold- und Pensionsreserven, 

Jubiläumsfonds sowie Sozialleistungen 
- Liegenschaftstransaktionen der Landwirtschaftlichen Bundesversuchs­

wirtschaften GmbH mit der Republik Österreich, der Stadt Wien und 
der Wirtschaftsagentur Wien 

- Gemeinsame Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben (GPLA); 
Follow-up-Überprüfung 

- Standortentwicklung der Zentralleitung des Bundesministeriums für 
Finanzen und Generalsanierung des Standorts Himmelpfortgasse 6 - 8;  
Follow-up-Überprüfung 

- Gendergesundheii in  Österreich 
- Versorgung von Schlaganfallpatienten in der Steiermark; 

Follow-up-Überprüfung 
- Fonds zur Finanzierung der In-vitro-Fertilisation 
- Medientransparenz im MuseumsQuartier 

Bericht des Rechnungshofes 
- Pensionsrecht der Bediensteten der ÖBB 
- Bundesimmobiliengesel lschaft m,b.H.; Follow-up-Überprüfung 
- Landesstudios des Österreichischen Rundfunks 

Bericht des Rechnungshofes 
- HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAl AG: Verstaatlichung 

III-190 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 73 von 76

www.parlament.gv.at



Reihe Bund 201 5/6 

Reihe Bund 201 5/7 

Reihe Bund 201 5/8 

Reihe Bund 201 5/9 

R 
-

H 

Bericht des Rechnungshofes 
- Internes Konlrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressons 

BMVrr und BMWFW 
- Technische Universität Wien - Finanzsituation 
- Österreichisches Patentamt;  Follow-up-Überprüfung 
- Akademisches StanUp Netzwerk Oberösterreich (akostan oöl 

Bericht des Rechnungshofes 
- lIaftungsobergrenzen im Bereich der Länder und Gemeinden 
- FFG und FWF - Interne Kontrollsysteme 

Bericht des Rechnungshofes 
- Prüfung von Wohnsitz und gewöhnl ichem Aufenthalt in der Sozial­

versicherung als Anspruchsvoraussetzung 
- Österreichischer Integrationsfonds - Fonds zur Integration von 

Flüchtlingen und Migrantlnnen 
- Beschaffung des Truppenfunksystems CONRAD 
- Bankenpaket; Follow-up-Überprüfung 
- Medientransparenz in der BIG 

Bericht des Rechnungshofes 
- Ärzteausbildung 
- Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung 
- Ausgewählte Stiftungen bei der Österreichischen Akademie der 

Wissenschaften 
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